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Der Heimatdienſt 


Anleihen. 


j Don Prof. Dr. W. Prion, Berlin, 


1; 

Das finanzielle Ereignis der letzten Woche war die wieder in 
Gang gekommene Unterbringung großer Anleihen in New Vork. 
Der Freiſtaat Preußen hat dort eine Anleihe in Höhe von 50 Mill. 
Dollar untergebracht, nachdem zwei Tage vorher die Landesbanken 
eine ſolche über 10 Mill. Dollar abgeſchloſſen hatten. Es folgten 
eine kleinere in Höhe von 5 Mill. Dollar von ſeiten Hamburgs, dann 
die Anleihe der Kentenbank⸗Kreditanſtalt mit dem anſehnlichen Be⸗ 
trage von 50 Mill. Dollar, endlich eine Anleihe in Höhe von 20 Mill. 
Dollar, die die Commerzbank nach dem Vorbild der früher von der 
Deutſchen Bank abgeſchloſſenen 25-Millionen-Dollar-Anleihe in New 
Vork zur Ausgabe gebracht hat. In der gleichen Woche . ee 
der Abſchluß einer polniſchen Anleihe in Höhe von 71 Mill. Dollar 
fertig geworden, mit der Polen ſeine Währung auf einer neuen 
Grundlage (8 Zloty 90 Groſchen für 1 Dollar) ſtabiliſieren will. Im 
Augenblick iſt von einer großen öſterreichiſchen Anleihe „zur Hebung 
der heimiſchen Produktion“ die Rede, verlautet, daß die Deutſche 
Reichsbahn eine neue Serie 7proz. Vorzugsaktien am New⸗Norker 
Markt begeben will: Anleihen über Anteihen 

Ein kleiner Teil diefer Anleihen gelangt in Holland und London 
zur Ausgabe; der Hauptbetrag entfällt jedoch auf Amerika. Hier find 
die Vorbedingungen in einer noch nie dageweſenen Weiſe gegeben: 
die Geldflüſſigkeit in New Vork ift über alle Maßen groß. Bei 
einem offiziellen Bankdiskontſatz von 37 v. 5. melden die Börſen⸗ 
berichte, daß Geld zeitweilig überhaupt nicht unterzubringen fei, 
Eine willkommene Gelegenheit, dieſe ausländiſchen, vorwiegend euro⸗ 
päiſchen Anleihen; fie bieten dem Amerikaner eine günſtige Anlage⸗ 
möglichkeit für ſeinen ſich anſtauenden Geldreichtum. Sind doch in 
den Monaten Auguft und September d. J. nicht weniger als 400 Ntill. 
Dollar bzw. 500 Mill. Dollar an Effekten am New-Norker Markt 
untergebracht worden; im Monat Gktober werden dieſe Beträge 

ifellos noch überſchritten werden. Amerika, das ſeinen Wohl- 
ſtand nach dem Kriege in einer unerhörten Weiſe gefteigert hat, hilft 
dem verarmten und kapitalſchwachen, aber dennoch nicht verzweifeln ⸗ 
den Europa, ſeine . mit fremdem Geld wieder in Ordnung 
u bringen. Damit geht die rieſige Verſchuldung Europas an Amerika 
mer weiter. Und das Ended 


II. 

Anleihen find Darlehen, die der Schuldner zurückzuzahlen ver ⸗ 
ſpricht, und für deren Dauer er ſich zur Fahlung feſter Sinfen ver⸗ 
pflichtet. Was zunächſt die Finskoſten anlangt, fo wäre es ein 
Irrtum, anzunehmen, als ob die Amerikaner für ihre Bereitwillig⸗ 
keit, das Geld zu leihen, etwa die bei ihnen üblichen Finsſätze in An⸗ 
rechnung brächten. Sie paſſen ſich vielmehr in ihren Forderungen 
durchaus den Derhältniffen in dem geldſuchenden Lande an. Das 
bedeutet für Amerika ein glänzendes Geſchäft; die Käufer der euro⸗ 
päiſchen Anleihen erhalten für ihr Geld hohe Sinfen. Während, wie 
gefagt, im Augenblick der Bankdiskontſatz in New Vork 3% v. B. 
beträgt, amerikaniſche Anleihen nur 4 v. ). abwerfen, ſtellt ſich die 
Derzinfung des in europäiſchen Anleihen angelegten Kapitals auf 
nicht weniger als 6 bis 7 v. H. So verzinſt ſich 3. B. die öprozentige 
Preußiſche Anleihe, die zu einem Uurſe von 96,5 v. Bd. ausgegeben 
worden iſt, mit etwa 6,5 v. H., die proz. Rentenbankanleſhe bei 
einem Ausgabekurs von 95% v. H. mit 6,4 v. H., während ſich die 
Effektivverzinſung der polniſchen Anleihe, die mit einem Sinsſatze 
von 7 v. H). ausgeftattet ift, aber zu einem Kurſe von 92 v. H. aus- 
gegeben wird, ſogar mit s v. 5. verzinſt. \ 

Dieſe Rechnung betrifft den, der ſein Geld in diefen Anleihen 

5 gegen will, Will man die Rechnung über die Koften aufmachen, 
ie dem Schuldner, alſo dem Anleiheausgeber, erwachſen, * ſind 
noch die Koften, die für die Vermittlung und Begebung der Anleihen 
an die Bankiers zu zahlen find, in Rechnung zu ſtellen. So erhält 
Preußen nur 95% v. H., die Rentenbank⸗Kreditanſtalt nur 92% v. H., 
wodurch ſich der Fins, den dieſe Schuldner zu tragen haben, eine 
Kleinigkeit erhöht. Vergleicht man dieſe Koſten mit den Zinsfäten, 
die in Deutſchland für entſprechende Anleihen zu zahlen wären, fo 
tritt naturgemäß ein erheblicher Unterſchied zutage: die Goldpfand⸗ 
briefe verzinfen ſich zur Zeit mit 8,5 v. )., während Geld am Geld⸗ 
markt heute 7 bis 9 v. H. koſtet. Bemerkenswert iſt, daß die Renten ⸗ 
bank den in Amerika erzielten Erlös mit 91 v. 9. an die Landwirt⸗ 
left weitergibt, wodurch dieſe nicht nur in den Stand geſetzt wird, 
hre kurzfriſtigen Schulden in langfriſtige Darlehen umzuwandeln, 
ſondern auch eine erhebliche Verbilligung ihrer . herbeizu⸗ 
5 Dasfelbe iſt der Fall bei den erwähnten Anleihen der 
eutſchen Bank und Commerzbank, die der Kundſchaft gleichfalls zur 
Abtragung ihrer eingefrorenen Kredite angeboten werden. 
III. 

Wenn ſich auch die Koften dieſer ausländiſchen Kredite zur Zeit 
niedriger ſtellen als für Inlandskredite, ſo bedeuten ſie immer noch 
eine große Belaſtung, und dies um ſo mehr, je geringer die durch⸗ 


en Erträge der landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Arbeit 
ind. Es entſpricht daher der Vorſicht, wenn ſich die Schuldner der 
Anleihen die Möglichkeit offen laſſen, bei Gelegenheit wieder aus 
den Verpflichtungen herauszukommen. Demzufolge tft die Sauf⸗ 
zeit der Anleihen meiſt kurz: die preußiſche Anleihe iſt nach 
25 Jahren, die Anleihe der Commerzbank nach 10 Jahren, die der 
Deutſchen Bank ſogar nach 5 Jahren zurückzuzahlen. Derhältnis- 
mäßig lang tft die Laufzeit der Rentenbankanleihe: 55 Jahre. Es 
iſt jedoch nicht außer acht zu laſſen, daß ſich die Schuldner das Recht 
vorbehalten haben, die Anleihe auch ſchon früher zurückzuzahlen. Bei 
der Preußenanleihe iſt dies allerdings nicht vor dem Jahre 1954, bei 
der Rentenbankanleihe iſt hingegen die Kündigung jederzeit möglich. 
Im übrigen handelt es ſich bei dieſen Anleihen um ſog. Tilgungs⸗ 
anleihen, d. h. neben den Zinfen find jährlich Raten der Anleihen 
elbjt abzutragen. So beträgt die Summe, die für die preuß iſche 

nleihe jährlich zu tilgen iſt, etwa 1,8 v. H. des Anleihebetrages; 
mit diefem Satz iſt die geſamte Anleihe im Jahre 1952 zurückgezahlt. 
Doch find ſolche Rüdzahlungsverpflichtungen bei Staatsanleihen nicht 
beſonders tragiſch zu nehmen. Gewiß: die Finſen und Tilgungen 
werden pünktlich abgeliefert; daneben kann aber eine neue Schuld⸗ 
aufnahme gehen, ſo daß ſich in der Geſamtſchuld des Staates nichts 
zu ändern braucht oder vielmehr: trotz Tilgung von Schulden kann 
die Geſamtverſchuldung noch anwachſen. Beſonders ausgeprägt er⸗ 
ſcheint die Tilgungs verpflichtung bei der polniſchen Anleihe: neben 
der Effektivverzinſung von 8 v. H. Paar jährlich 4 v. H. der Anleihe⸗ 
pe zu tilgen, ſo daß die Laufzeit der Anleihe nur 17 Jahre 

gt. 


IV. 


Die Amerikaner find® vorſichtige Geſchäftsleute. Obwohl fie 
Geld in Hülle und Fülle haben, verleihen ſie es nur unter Tat 
aller Sicherheitsmomente. Das mußten insbefondere die deutſchen 
Unternehmer erfahren, als nach Abſchluß des Dawes⸗Abkommens 
der Weg zu den Kreditquellen New Horks h war: ohne 
Sicherheiten gab es kein Geld, eine große Enttäuſchung für 
die vielen, allzu vielen, die da glaubten, man brauchte nur einen 
* um auch ſofort das Geld zur Verfügung 
zu haben. Alle großen Unternehmungen, die es zum Abſchluß einer 
Anleihe gebracht haben, mußten für die aufgenommene Schuld ent⸗ 
ſprechende Sicherheiten bieten, meiſt durch Verpfändung ihrer Be⸗ 
triebsanlagen. Außerdem mußten ſie es ſich gefallen taffen, daß ihr 
geſamtes Vermögen in Dollar abgeſchätzt und den Intereſſenten der 
Anleihen mitgeteilt wurde. Es iſt deshalb als ein großer Fortſchritt 
zu bezeichnen und als ein Zeichen wiedererſtandenen Dertrauens zu 
Deutſchlands Kredit zu werten, wenn es den genannten Banken ge⸗ 
lungen ift, die Anleihen ohne Hergabe einer beſonderen Sicherheit 
abzuſchließen. Dasſelbe gilt von der Anleihe der Rentenbank⸗ 
Kreditanſtalt. Auch Preußen hat keine beſondere Sicherheit zu 
ſtellen brauchen; es hat ſich allerdings verpflichten müſſen, den 
Gläubigern dieſer Anleihe dieſelben Sicherheiten einzuräumen, die 
etwa eine ſpäter aufzunehmende Anleihe erhalten könnte. Auch in 
dieſem Falle bringt der amerikaniſche Proſpekt — der dortigen 
Übung gemäß — über das Vermögen und die Finanzen des preußi⸗ 
ſchen Staates einige Angaben: wir erfahren, daß das Staatseigentum 
an Forſten, Grundbeſitz und Gebäuden etwa 1,5 Milliarden Dollar 
beträgt oder 1000 Dollar pro Kopf der Bevölkerung, während ſich die 
Verſchuldung in Preußen nur auf 2,50 Dollar pro Kopf ſtellt. 

Bei der preußiſchen Anleihe war ferner die Frage angeſchnitten 
worden, inwieweit ihre Sicherheit mit den Reparationsver⸗ 
pflichtungen in Widerſpruch geraten könne. Es iſt anerkannt 
worden, daß die Reparationsbelaſtung einen Vorrang vor allen 
anderen Verpflichtungen des Reiches und der Länder und ſomit auch 
vor der neuen Anleihe des preußiſchen Staates hat. 


V. 


Nicht die Bedingungen, zu denen die Anleihen abgeſchloſſen 
worden find, ſpielen eine Rolle, ſondern vielmehr, daß es gelungen 
iſt, überhaupt Geld für die deutſche Volkswirtſchaft verfügbar zu 
machen. Man erinnere ſich nur der augenblicklichen Lage des deut ⸗ 
ſchen Geld- und Kapitalmarktes, die das Ergebnis einer 
merkwürdigen Entwicklung iſt. Nach Überwindung der Illiquidi⸗ 
tätskriſe des Jahres 1925 ſetzte ſich im Jahre 1926 unter dem Ein⸗ 
fluß großer Auslandskredite eine Entſpannung am Geld- und 
Kapitalmarkt durch, die von einem ſtarken Kückgang aller Zinsſätze 
begleitet war. In ſich überſtürzender Weiſe wurde die neue Lage 
durch die Emiſſion von Effekten ausgenutzt: im Jahre 1926 wurden 
mehr als 2 Milliarden Mark Aktien und 1 Milliarde Mark Anleihen 
(vor allem Pfandbriefe) ausgegeben. Dann ſtoppte die am 12. Ja- 
nuar 1927 erfolgte Herabſetzung des Diskontſatzes auf 55 v. B. die 
Zufuhr ausländiſchen Kapitals ab. Gleichzeitig begann die Wirt⸗ 
ſchaft infolge des Konjunkturanſtieges in ſtarkem Maße Kapital an 
ich zu ziehen. So ſtellte ſich die Herausbringung der 500 Mill. m. 
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Sproz. Anleihe des Deutſchen Reiches im Februar dieſes Jahres als 
eine vollkommene Verkennung der wirklichen Lage des Kapitalmarktes 
dar. Bekanntlich mußte der Hinsſatz dieſer Anleihe nachträglich 
von 5 auf 6 v. J. erhöht (hinauffonvertiert) werden, um ein noch 
weiteres Sinken des Hurſes der Anleihe zu verhindern. 3 Wollten 
Staat und ſonſtige öffentliche Körperſchaften ihren Kapitalbedarf 
am einheimiſchen Kapitalmarkt befriedigen, ſo wären ſie vielleicht 
dazu nur dadurch imſtande, daß fie dem anlageſuchenden Kapital be⸗ 
ſonders großen Anreiz bieten müßten, d. h. aber nichts anderes, als 
daß die Zinsſätze weiter geſteigert würden, obendrein zum Schaden 
der privaten Wirtſchaft, der das geringe Kapital, das überhaupt zur 
Verfügung fteht, entzogen würde. Dieſe Überlegungen haben von 
jeher, auch vor dem Kriege, zu der Frage geführt, ob es in ſolchen 
Fällen nicht beſſer iſt, den inländiſchen Kapitalmarkt zu ſchonen 
und den Kapitalbedarf im Ausland zu befriedigen. Auch für 
Preußen ſind ausländiſche Anleigen nicht völlig unbekannt: im 
Jahre 1906 gelangten 80 Mill. a. Preuß iſche Schatzanweiſungen 
in Amerika zur Ausgabe. Sie ſind aber bald wieder — wie dies im 
Fuge der Auslandsanleihen liegt — nach ihrem Heimatland Preußen 
zurückgeſtrömt. 7 5 

Im Zufammenhang mit den gekennzeichneten Anleihen iſt die 
Frage der Auslandskredite überhaupt wieder lebhaft dis⸗ 
kutiert worden. Es unterliegt keinem Zweifel, daß der große Zuſtrom 
von Auslandsanleihen, wie er in den letzten drei Jahren zu ver⸗ 
zeichnen iſt, in Deutſchland geldmarktentſpannend, zinsverbilligend, 
konjunkturanregend und kapitalbildend gewirkt hat, und daß auch für 


die Zukunft Deutſchland einſtweilen nicht auf die ausländiſche Blut⸗ 
zufuhr verzichten kann und darf. Ebenſo notwendig iſt es aber auch, 
die Begleiterſcheinungen, die mit den Auslandskrediten für die 
deutſche Volkswirtſchaft verbunden find, nicht aus dem Auge zu 
laſſen, ſoweit die Auslandskredite zur Wareneinfuhr verwendet 
werden, die Herbeiführung einer paſſiven Handelsbilanz; ſoweit ſie 
in Mark umgewandelt werden: eine zuſätzliche Kaufkraft, die nicht 
ohne Einfluß auf das Preisniveau bleiben kann; vor allem aber: 
eine ſtarke Beunruhigung des Geldmarktes und der Reichsbank, wenn 
die Deviſen wieder abſtrömen. Nicht außer acht zu laſſen iſt endlich: 
der erhöhte Bedarf an Deviſen für Zinszahlung an das Ausland 
ſowie für Abtragung der Tilgungsquoten. Ketten Endes nur mög- 
lich durch eine Steigerung des Exports oder — Aufnahme neuer 
Schulden zur Deckung der alten. Nimmt man dazu noch die ſtei⸗ 
genden Anforderungen aus den Reparationsverpflichtungen, dann 
dürfte es auch darüber keinen Fweifel geben, daß es — durchaus im 
Intereſſe auch der geſamten Volkswirtſchaft — erforderlich iſt, daß 
die Kreditaufnahme nicht ohne Maß und iel erfolgt. Nicht jeder 
Kreditbedarf erheiſcht ſofortige Befriedigung: auch in Vorkriegs⸗ 
zeiten mußte ſich die Befriedigung des Kreditbedarfs einigermaßen 
nach den jeweiligen Kapitalverhältniffen richten. So ſollte es heute 
doppelt nötig fein, bei der Frage der Aufnahme einer Auslands- 
anleike nicht nur zu prüfen, ob fie produktiv verwendet wird, ſei es, 
daß aus ihrer Verwendung unmittelbar Deviſen entſtehen oder daß 
die Produktivität der Volkswirtſchaft insgeſamt geſteigert wird, 
ſondern man ſollte auch die Erwägung anſtreben, ob der jeweilige 
Verwendungszweck dringlich, d. h. unauffchtebbar iſt. 


Die Bedeutung der Börſe für die moderne Wirtichaft. 


Don Dr. Adolf Roeder. 


Die moderne wirtſchaftliche 
Entwicklung wäre ohne die Börſe 
kaum denkbar. Aus kleinen und 
primitiven Anfängen heraus iſt 
dieſe Inſtitution zu einer der 
wichtigſten Sammel- und Der- 
teilungsſtellen des Kapitals ge- 
worden. Ihre Bedeutung für die 
heutige Wirtſchaft wird aller ⸗ 
dings nicht allgemein erkannt 
und anerkannt, vielmehr kann 
man ſagen, daß die Börſe eine 
2 der meiſt geprieſenen, aber auch 

meiſt gefhmähten Einrichtungen 
Ver Akiuspof in Danzig iſt. Während die einen ſie als 
ein unentbehrliches und feinfühliges Inſtrument, ja geradezu als das 
Barometer der Wirtſchaft anſehen, ſind andere auf die Idee ge⸗ 
kommen, ſie als „Giftbaum“ zu bezeichnen. Dieſe außerordentlich 
grundſätzliche Einſtellung zur Börſe muß zunächſt überraſchen, läßt 
ſich aber bald erklären, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß bei dem 
Kampf um die Börfe letzten Endes die Entſcheidung über grund⸗ 
legende Wirtſchafts⸗ und Weltanſchauungen angeſtrebt wird. Stellt 
man ſich auf den Boden der modernen kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, ſo 
wird man ſich davon überzeugen, daß die Börſe in dem komplizierten 
KRäderwerk der heutigen Wirtſchaftsform eine jo wichtige Rolle fpielt, 
daß ſie nicht fortgedacht werden kann. Vielfach gründet ſich die 
Abneigung gegen die Börſe aber nicht einmal auf ſcharfſinnige Er⸗ 
wägungen und Beobachtungen, ſondern = Vorurteile und ober- 
flächliche Kenntnis der tatſächlichen Derhältniffe. Es gibt Kreife, 
die anſcheinend in der Börſe nichts anderes als eine Spielhölle ſehen, 
und zwar werden ſie zu dieſer Auffaſſung durch auch den Außen⸗ 
ſtehenden bekanntwerdende ſpekulative Auswüchſe veranlaßt, die 
öffentlich gegeißelt werden und mit Recht eine ſcharfe Kritik heraus ⸗ 
fordern. ; 


Wenn man die Inſtitution der Börſe an ſich als unentbehrlich 
bezeichnet, fo billigt man noch keineswegs alle Vorgänge, die ſich 
dort abſpielen. Im Gegenteil ſoll hier ausdrücklich feſtgeſtellt werden, 
daß häufig Mißſtände, beſonders in der Entwicklung der Effekten⸗ 
märkte, zu beobachten waren, die drin⸗ 
gend der Beſeitigung bedurften. Es hat 
denn auch in der Geſchichte der Börſe 
nicht an Eingriffen von behördlichen 
Stellen gefehlt, die den ſchlimmſten Aus⸗ 
ſchreitungen jeweils ein Ende bereiteten. 
In Erinnerung ſind noch die letzten Endes 
vom Reichsbankpräſidenten inſpirierten 
Maßnahmen der großen Berliner Banken, 
die am 12. Mai beſchloſſen wurden 
und am 13. Mai zu einer Kurs ⸗ 
deroute an der Börſe führten. 


ausübte, als an; 


Die Bbrſe in Berlin 


Damals beſtanden die Auswüchſe hauptſächlich darin, daß große 
ſpekulative Engagements auf der Baſis von allzu freigebiger Börfen- 
kreditgewährung aufgetürmt worden waren und die Gefahr auf- 
tauchte, daß die zur Belebung der Geſamtwirtſchaft nötigen Geld⸗ 
mittel infolge zu ſtarker Inveſtitionen an der Börſe nicht mehr auf« 
gebracht werden könnten. Eine andere Frage iſt freilich, ob es nötig 
war, die Börſe ſo gewaltſam abzudroſſeln, als käme ihr tatſächlich 
keine andere Bedeutung als die eines Spielklubs zu. Die Börfe hat 
ſich von dem damals gegen ſie geführten Schlag bis heute noch nicht 
völlig erholt, denn es iſt eine große Unficherheit in fie hineingetragen 
worden, zumal da inzwiſchen die von verſchiedenen Seiten, namentlich 
auch von Wirtſchaftsführern gemachten ſkeptiſchen Darlegungen über die 
vermutliche Dauer der Hochkonjunktur, die ſich übrigens viel 
fach als irrig herausſtellten, gleichfalls eine durchgreifende Kurserholung 
verhinderten. In neueſter Seit kam noch die Beunruhigung der geſamten 
Wirtſchaft durch den 
Streik im mittel ⸗ 
deutſchen Berg⸗ 
bau hinzu, die einen 
um fo ftärferen Ein · 
fluß auf die Tendenz 


gefpannte Geld- 
marftverhält- 
niſſe die Unterneh · 
mung unter Druck 
hielten. 

Es dürfte wohl überhaupt keinen wirtſchaftlichen oder politiſchen 
Vorgang von einiger Bedeutung geben, der ſich nicht an der Börſe 
auswirkt. Auf dieſe Tatſache ſtützen ſich auch in erſter Linie die 
Dispoſitionen, die von den Börſenintereſſenten und namentlich von 
der berufsmäßigen Spekulation vorgenommen werden. Es liegt im 
Weſen der menſchlichen Natur, daß bei dem Empfang und der 
Weitergabe von Nachrichten Übertreibungen unterlaufen. Leider wird 
an der Börſe auch bewußt mit dem Aufbauſchen von Gerüchten und 
Meldungen trotz ſtrengen Verbots durch die Börſenbehörden ge⸗ 
arbeitet und oft eine Bewegung infzeniert, der eine innere Be⸗ 
rechtigung offenſichtlich mangelt. Selbſtverſtändlich ſind derartige 
Machenſchaften nicht leicht zu durchſchauen und meiſt nicht leicht 
nachzuweiſen. Es kann aber allen an der 
Börſe beteiligten Kreiſen nur aufs drin⸗ 
gendſte empfohlen werden, ſich von der⸗ 
artigen Ausſchreitungen freizuhalten, 
denn ſie ſchädigen letzten Endes den Ruf 
einer im Grunde ſehr wertvollen Organi⸗ 
ſation der modernen Wirtſckaft. Aller- 
dings darf man den Börſeanern zugute 
halten, daß ſich das ganze Börfen- 
geſchäft in einer ſtark mit Nervoſi⸗ 
tät geladenen Atmoſphäre abſpielt. 
Wenn jede, ſcheinbar auch noch ſo 
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bedeutungsloſe Nachricht ſo⸗ 
fort tiefgehende Wirkungen 
auf das Kursniveau aus- 
üben kann und in Minuten 
Vermögen verdient oder ver⸗ 
loren werden können, iſt es 
leicht möglich, daß das Tem⸗ 
perament mit dieſen aufge⸗ 
peitſchten menſchen durch ⸗ 
geht und die Wahrheitsliebe 
zu kuxz kommt. Jeder, der 
einmal die Börſenräume be ⸗ 
tritt, iſt ja zunächſt betroffen von dem Höllenlärm, der ihm entgegen 
ſchallt, und er blickt verwirrt auf die durcheinanderrennenden und 
geſtikulierenden Börſenbeſucher. Er kann ſich kaum ein Bild davon 
machen, was eigentlich vorgeht, und er hat nur den Eindruck eines 
Tohuwabohus. In Wirklichkeit iſt dieſe Auffaſſung natürlich völlig 
verfehlt, denn alles vollzieht ſich in ganz beſtimmten Regeln und 
Formen, und keiner will es darauf ankommen laſſen, einen Fehler zu 
begehen, denn jeder Fehler koſtet Geld. 

Unter den deutſchen Börſen — ihre Zahl beträgt heute 25 — 
nimmt die Berliner Börſe die führende Stellung ein. 
In ihren Räumen verſammeln ſich täglich etwa zweitauſend u rg 
Neben Berlin ſpielen als Börſenplätze hauptſächlich Frankfurt a. M. 
und Hamburg eine Rolle; ja bis in die vierziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts übertraf ſogar die Frankfurter die Berliner Börſe an 
Bedeutung. Das Schwergewicht wurde namentlich durch das rege 
Börſengeſchäft in Eiſenbahnaktien, das ſeinerzeit in Berlin feinen 
Mittelpunkt hatte, nach der Reichshauptſtadt 
verlegt. Die Dormachtſtellung Berlins prägte 
ſich dann in den folgenden Jahrzehnten 
noch ſtärker aus,, als die in Deutſchland 
neu erwachte Unternehmungsluſt ſich haupt- 
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ſächlich auf dem Gebiete der Bank ⸗ 
gründungen und induſtrieller Gründungen 
betätigte. In Berlin werden heute etwa 


2400 Papiere amtlich notiert gegen 2874 Ende 
1915. Einen weſentlichen Anteil am Geſchäft 
haben die etwa 800 Induſtrieaktien. Wie kom⸗ 
pliziert und präzis arbeitend der Börſenapparat, 
zu dem ja auch alle Bankeinrichtungen 
in engſter Fühlung ſtehen, iſt, geht daraus 
hervor, daß der namentlich in Hauſſezeiten 
gewaltige Verkehr ſich abwickelt, ohne daß 
an der Effektenbörſe ein einziges Wert⸗ 
papier in natura zu ſehen iſt. An der 
Börfe ſpielen nur die Maklerbücher und die 
Auftragsbücher der Banken und Bankiers 
eine Rolle. Alle Umſätze vollziehen ſich 
an der Börſe auf dem Papier mit wenigen 
Bleiſtiftſtrichen, und die eigentliche Ausführung und letzte Regelung 
der Geſchäfte erfolgt in den Bankbüros, die in großen Börſenzeiten 
die Arbeit ſelbſt mit Überftunden nicht bewältigen können. Man 
weiß, daß in der Inflationszeit, als jeder bemüht war, ſich noch 
einen Reit feines Vermögens zu erhalten, und viele ſich in Börſen⸗ 
geſchäfte einließen, die die Börſe kaum dem Namen nach kannten, 
täglich Waſchkörbe voll Orders bei den Banken unerledigt ſtehen 
mußten, da es einfach phyſiſch unmöglich war, die Aufträge auszu- 
führen. Man unterſcheidet heute an der Börſe einen amtlichen 
und einen freien Verkehr. Bei dem erſtgenannten handelt es 
ſich um Papiere, die durch die Börſenorgane offiziell zum Börſen⸗ 
handel zugelaſſen worden ſind. Im freien Verkehr werden inoffiziell 
Papiere gehandelt, für die aus irgendwelchen Gründen kein Antrag 
auf Zulaſſung geſtellt iſt. Beiſpielsweiſe beſteht vielleicht die be⸗ 
treffende Geſellſchaft noch kein Jahr, oder das Aktienkapital erreicht 
nicht die vorſchriftsmäßige Höhe. Es müſſen nämlich in Berlin von 
den zur Notierung gelangenden Stücken mindeſtens 500 000 M. Ge⸗ 
ſamtnennwert vorhanden fein, Zum Teil find es auch Papiere, deren 
offizielle Zulaſſung abgelehnt worden iſt. In ; 
der Inflationszeit entwickelte fich gerade in 
ſolchen Werten ein großes Geſchäft, da ſie 
viel „billiger“ als andere, amtlich zugelaſſene 
Papiere waren. Dieſe vermeintlich Billigkeit 
hat ſich allerdings ſpäter in der Stabilifie- 
rungszeit als völlige Wertloſigkeit entpuppt, 
und viele Aktien, die ſeinerzeit im freien Der- 
kehr auftauchten, ſind inzwiſchen ſpurlos von 
der Bildfläche verſchwunden, zum Schaden 
der Leichtgläubigen, die ſich in dieſen Non⸗ 
valeurs engagiert hatten. Früher vollzog 
ſich der freie Handel ohne Aufſicht, doch 
haben die ungünſtigen Erfahrungen, die 
unzählige Aktionäre auf dieſem Gebiet 
machen mußten, dazu geführt, daß jetzt 
eine Kontrolle durch nichtamtliche Ausſchüſſe 
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der Bankierorganiſatio⸗ 
nen ſtattfindet. Die 
Börfenbehörden, alſo der 
Börſenvorſtand und die 
Sulaſſungsſtelle, über⸗ 
nehmen, wie beſonders 
hervorgehoben ſei, keiner⸗ 
lei Verantwortung für 
dieſen Perkehr, ebenſo⸗ 
wenig für den an der ſo⸗ 
genannten Nachbörſe, an 
der auch offiziell ein⸗ 
geführte Papiere nichtamtlich gehandelt werden. 
Im Laufe der Seit hat ſich die Technik der Börſengeſchäfte ſehr 
verfeinert. Man hat heute im offiziellen Verkehr hauptfächlich zu 
unterſcheiden zwiſchen Werten, die nur zu Einheitsturfen 
oder Kaſſakurſen gehandelt werden, ferner ſolchen, die variabel, 
und ſolchen, die per Termin gehandelt werden. Auf dem ſo⸗ 
genannten Einheitsmarkt wird täglich nur ein amtlicher Kurs feſt⸗ 
geſetzt, und ſofortige Lieferung, Abnahme und Bezahlung ſind Be⸗ 
dingung. Variable oder Schwänkungswerte bildeten nach dem Kriege 
zunächſt einen Erſatz für Ultimo- oder Terminpapiere, und erſt am 
1. Oktober 1925 wurde wieder ein Terminverkehr geſchaffen, nach ⸗ 
dem er bei Kriegsausbruch eingeſtellt worden war und nur ein freier 
Kaſſaverkehr ſtattgefunden hatte. Die Geſchäfte in variablen oder 
Schwankungswerten find. ebenfalls Kaſſageſchäfte, und auch bei ihnen 
iſt ſofort oder ſpäteſtens innerhalb dreier Tage zu erfüllen, widrigen ⸗ 
falls der ſogenannte Exekutionsankauf oder verkauf erfolgt. Der 
Terminhandel, der in der Vorkriegszeit nur per 
Ultimo erfolgte, iſt in der heutigen Zeit auf 
zwei Termine abgeſtellt, nämlich auf den 
Medio und auf den Ultimo. Im Termin- 
verkehr werden ausgeſprochene Spetulations- 
geſchäfte abgewickelt, bei denen nur ein be⸗ 
ſtimmter Einſchuß zu leiſten iſt und nur die 
Differenz verrechnet wird. Vor dem Kriege 
nahmen 58 Papiere an dieſem Verkehr teil, bei 
Wiedereinführung im Jahre 1925 waren es zu⸗ 
nächſt 26, und inzwiſchen iſt die Fahl auf 69 
eee Für dieſe Art von Geſchäften 
ommen nur ganz beſtimmte Papiere in Frage, 
und zwar handelt es ſich hauptſächlich um die 
von großen und wichtigen Aktiengeſellſchaften. 
Es finden in dieſen Werten an der Ber⸗ 
liner Börſe nur Umſätze in Mindeſt⸗ 
ſchlüſſen von 6000 M. ſtatt (vor dem Kriege 
15000 M.) Nennwert. Bei den variablen 
werten beträgt der Mindeſtſchluß für ein 
Geſchäft 2000 M., und das Mindeſtkapital 
für die im Großverkehr, alſo variabel oder 
per Termin gehandelten Papiere iſt bei den Aktien auf 
5 Mill. m. bemeſſen. Im Terminhandel ſind verſchiedene 
Arten von Geſchäften möglich, und zwar kennzeichnen ſie ſich 
dadurch, daß das Kiſiko für den Abnehmer oder Abgeber dieſer 
Werte eingeſchränkt wird. In Frage kommen Prämiengeſchäfte, 
Stellagegeſchäfte und Nochgeſchäfte, die von manchen Firmen als 
Spezialzweig ſtark kultiviert werden. Für die Erledigung der 
bei den Banken einlaufenden Aufträge an der Börſe find Mittels 
perſonen nötig, und zwar in erſter Linie Kurs makler 
oder auch vereidigte Makler, denen jeweils beſtimmte Gruppen von 
Wertpapieren zur Bearbeitung zugewieſen ſind. An der Berliner 
Börſe gibt es etwa 100 Kursmakler, die den Ausgleich zwiſchen An⸗ 
gebot und Nachfrage herſtellen. Daneben fen noch etwa 700 bis 800 
freie Makler (in der Börſenſprache Pfuſchmakler) vorhanden, die 
ohne amtliche Eigenſchaften eine Vermittlerrolle im Wertpapier- 
geſchäft ſpielen. die Uursmakler werden dagegen von der Landes⸗ 
regierung zum Swecke der Kursfeitftellung ernannt. Die Geſamt⸗ 
aufſicht über die Börſe liegt in Berlin bei der Handelskammer 
und bei dem Preußiſchen Handels 
miniſterium, das durch einen Staats ⸗ 
kommiſſar vertreten wird. Neben den 
Effektenmärkten ſpielen die Produktenbörſe, 
die Metallbörſe, der Geld⸗ und Wechſelmarkt 
ſowie der Dalutamarft noch eine bedeutende 
Rolle, doch tritt in normalen Zeiten nach 

* außen hin hauptſächlich die Wertpapierbörſe 
hervor. 

Soll man die Bedeutung des Effekten» 
marktes kurz charakteriſieren, jo wird man 
ihn hauptſächlich als Emiſſionsquelle 
bezeichnen können. Ohne die Börſe wäre die 
Finanzierung der Induſtrie und damit die 
Konjunkturentwicklung kaum möglich. Aber 
auch für die öffentlichen Körperſchaften iſt 
die Börſe nicht zu entbehren, denn es werden 
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ja nicht nur Aktien und Obligationen von Induſtriegeſellſchaften, 
ſondern auch Staatspapiere des In⸗ und Auslands, Anleihen, 
Pfandbriefe und wertbeſtändige Anleihen verſchiedenſter Art notiert. 
Die Finanzierung der deutſchen Konjunktur durch Auslandsanleihen 


wäre ohne die Mitwirkung der Börſe und der an ihr vertretenen 
Banken und Bankfirmen unmöglich geweſen, ebenſowenig wie jede 
andere größere Finanzoperation, die von der Wirtſchaft benötigt 
wurde. 


Die Feſtungen unſerer Nachbarn in Oſt und Weſt. 


Der Siegeslauf der deutſchen Heere 1914 und 1915 und die ver⸗ 
hältnismäßig ſchnelle Eroberung großer Feſtungen führte vielfach zu 
der Folgerung: Feſtungen find wertlos. Dies Urteil trügt. Der 
Kenner der Geſchichte des Großen Krieges weiß, welchen Einfluß 
die Feſtungen unſerer Weltkriegsgegner auf die Operationen aus⸗ 
geübt haben. Wer ſich erinnert, daß die Bezwingung von Lüttich 


eine Vorausſetzung für den deutſchen Weſtvormarſch war, daß die 


Befeſtigungen an der Maas und an der belgiſch⸗franzöſiſchen Grenze 
den Vormarſch erheblich verzögerten, daß das unbezwungene Ant⸗ 
werpen ſtarke Kräfte feſſelte; wer an die Rolle von Paris und 
Verdun, die Eckpfeiler der Marnefront denkt, an die Narewfeſtungen, 


hinter denen ruſſiſche Heere wiederholt aufmarſchierten und bedroht - 


Schutz ſuchten, an den großangelegten Stoß Nikolajewitſchs aus der 
Feſtung Warſchau heraus in die Flanke der Armee Hindenburgs im 
Herbſt 1914, an das wechſelnde Schickſal Przemyſls, an das nie be⸗ 
zwungene Verdun, der wird den Wert der ſtändigen Befeſtigungen 
im Weltkrieg nicht leugnen wollen. Die Kriegskunſt wandelt ſich in 
ihren Formen und Mitteln. Auch Feſtungen veralten und erftehen 
in neuer Form. Den alten engen Gürtelfeſtungen wird man mit 
Recht nur wenig Wert mehr beimeſſen. Dem Befeſtigungsſyſtem, 
zufammenhängenden befeſtigten Zonen ſcheint die Zukünft zu ge⸗ 
hören, wenn man den Anſchauungen der ſtärkſten Militärmacht des 
Kontingents, Frankreichs, folgen will. 

Ein großzügiger Plan des franzöſiſchen Generalſtabes errichtet 
jenſeits unferer Grenzen einen Wall aus Beton und Stahl, wie ihn 
die Welt bisher nicht ſah. Die neuzeitliche Befeſtigung der franzö⸗ 
ſiſchen Oftfront iſt ein Teil der großen Heeresreform, deren Bes 
ratung in den Parlamentsausſchüſſen um die Jahreswende begann. 
Was für Deutſchland wichtiger iſt, der Generalſtab in Paris hat die 
Sicherung der Öjtgrenze durch die geplanten Anlagen zur Voraus- 
ſetzung feiner Zuſtimmung einer Rheinlandräumung gemacht! Die 
Geſamtkoſten des Befeſtigungsplanes ſind auf mehrere Milliarden 
Goldfranken veranſchlagt. Seine Durchführung ſoll, gegen Ende 
dieſes Jahres beginnend, bis 1955 dauern. Längs der ganzen fran⸗ 
zöſiſch⸗deutſchen Grenze iſt eine e Befeſtigungsfront vor 
geſehen. Don der Giſe bis Verdun wird fich eine tiefe Zone einzelner 


Stützpunkte ziehen, die zum Teil den Lauf der Maas als Front- 
hindernis ausnutzt. Nach Oſten vorgeſchoben ſchließt ſich das 
Lothringer Feſtungsſyſtem an von Longwy über Diedenhofen—St. 
Avold nach Dieuze. Metz bildet den Rückhalt dieſes durch Riegel ⸗ 
ſtellungen geſicherten Blocks. Eine für Überſchwemmung ein⸗ 
zur ichtende Zone ſtellt die Derbindung her zur Befeſtigung der Nord⸗ 
vogeſen, die im Bogen von Saarlouis nach Mutzig geführt werden 
fol, Im Anſchluß daran bilden die Dogefen ſelbſt einen natür⸗ 
lichen Schutz. Um Mühlhaufen im Elſaß ſoll eine vorgeſchobene 
Baſtion entſtehen. Rüdhalt und zweite Linie dieſes ganzen neuen 
Syitems bleiben die alten franzöſiſchen Feſtungen Toul, Epinal und 
Belfort. Unter dem Treiben des franzöſiſchen Schutzherrn geht auch 
Belgien an eine Neugeſtaltung ſeiner Maasfeſtungen, vor allem von 
Lüttich, und ſpricht von der Notwendigkeit, Stellungen bis an das 
deutſche Eupen und Malmedy vorſchieben zu müſſen. Eine gewaltige 
Wand ſoll das ſchwer gerüſtete Frankreich ſchützen gegen — ein ent⸗ 
waffnetes Deutſchland. Die Vermutung, daß das neue Feſtungs⸗ 
ſyſtem als Ausfalltor für offenſive Kampfhandlungen gedacht iſt, 
läßt ſich nicht von der Hand weiſen. 

Der Nachbar im Oſten, Polen, iſt noch nicht mit gleicher Energie 
an die Reorganifation feines Feſtungsſyſtems gegangen. Über Pläne 
und Studien, die noch nicht feſte Geſtalt gewonnen haben, iſt man 
dort nicht hinaus. Doch hat Polen in diefer Hinſicht ein gutes Erbe 
angetreten. Folgende Befeſtigungsſyſteme find zu unterſcheiden: Die 
alten deutſchen Weichſelfeſtungen Graudenz, Culm und Thorn, die 
ihre Ergänzung in der Warthefeſtung Poſen finden. Während Grau- 
denz und Culm im weſentlichen Brückenköpfe mit Oſtfronten waren, 
hat Polen in Thorn und Poſen große Waffenplätze mit vielen modernen 
Anlagen übernommen. Sie ſollen zu neuzeitlichen Feſtungen aus« 
gebaut werden, in Graudenz und Culm plant man den Ausbau der 
Weſtfronten. Ferner iſt beabſichtigt, den nach Weſten vorſpringenden 
weichſelbogen von Thorn bis Culm zu einem großen Stützpunkt zu 
geſtalten. Vor der Südgrenze Oſtpreußens bildet die Bober⸗Narew⸗ 
Weichſellinie einen breiten Schutz. Ihre Bedeutung iſt oben geſtreift. 
Sie beſteht aus den ehemals ruſſiſchen Werken von Grodno, Oſſo⸗ 
wiec, Lomza, Oſtrolenka, Ro zan, Pultuſk, Modlin (Nowo-Beor- 
giewſk), Warſchau und Demblin (JIwangorod). Trotz der ſtarken 
Beſchädigungen durch die Kämpfe des Weltkrieges bildet dieſe Linie 
einen vorzüglichen Aufmarſchſchutz, da fie alle Flußübergänge um⸗ 
faßt, an denen die wenigen großen Straßen und Bahnen zuſammen⸗ 


laufen. Die Schleifung der veralteten Forts von 1 iſt im 
Gange, die Errichtung eines ausgedehnten Brückenkopfes hier ge⸗ 


plant. Die übrigen Sperren ſollen nach modernen Grundſätzen er⸗ 
neuert werden. Rückhalt find Breſt⸗Litowſk und das Feſtungsdreieck 
Luck—Rowno— Dubno. Wilna, nordöſtlich Grodno, dient vor allem 
der Sicherung gegen Litauen. Krakau und Przemyfl find kleinere 
Sorgen für Polen. Die polniſchen Feſtungen ſtehen in ihrem Wert, 
auch nach dem geplanten Ausbau, hinter Frankreichs „Sicherheits⸗ 
gürtel“ ſicherlich zurück. Den deutſchen Feſtungen Königsberg, 
Lötzen, Cüſtrin und Glogau find fie ſchon jetzt überlegen, 
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Swiſchen dieſen Nachbarn, die trotz ihrer ſtarken Rüſtung eine 
ſolche Sicherung für nötig halten, liegt unſer Vaterland, im Weſten 
völlig ohne Schutz, mit einer breiten entmilitariſierten Sone ohne 
jedes befeſtigte Werk. Im OGſten unterfagte uns das Parifer Ab- 
kommen zu Beginn des Jahres die Anlage des kleinſten Unterſtandes 
öſtlich einer Linie, die von Königsberg über Lötzen, Marienburg 


und weiter von Schlochau über Cüſtrin, am Laufe der Oder entlang 
nach Breslau führt. Man nahm uns das Recht der Abwehr und 
ſpricht zur Welt von der Pflicht, die eigenen Grenzen gegen dieſes 
wehrloſe Volk zu ſchützen. In Genf wird über Abrüſtung geſprochen. 
Es gibt hierfür auch auf dem Gebiet des Feſtungsweſens ein Muſter⸗ 
beiſpiel, das ſchutzloſe Deutſche Reich! 


Die geſetzliche Neuregelung der Arbeitsvermittlung. 


Don Miniſterialrat Schindler, Berlin⸗Steglitz. 


Am 1. Oktober d. J. tritt das Geſetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung in Kraft. Das neue Geſetz bringt 
nicht nur eine Neuregelung der Arbeitsloſenverſicherung, ſondern 
auch der geſamten Arbeitsvermittlung; gerade dieſer Teil des Ge⸗ 
ſetzes iſt auch von ſtaatspolitiſchen Geſichtspunkten aus derartig 
wichtig, daß ſein Inhalt hier kurz erörtert werden ſoll. 


Das Arbeitsnachweisweſen in Deutſchland war bisher geregelt 
durch das Arbeitsnachweisgeſetz, das am 1. Oktober 1922 in Kraft 
getreten iſt. Schon dieſes Geſetz bedeutete das vorläufige Ende einer 
jahrzehntelangen Entwicklung, die über die einfeitigen Arbeits» 
nachweiſe der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zu paritätiſchen 
Arbeitsnachweiſen beider Wirtſchaftsparteien und ſchließlich zu den 
kommunalen Arbeitsnachweiſen geführt hatte. Tatſächlich haben 
die kommunalen Arbeitsnachweiſe im Deutſchen Reiche einen ſehr 
erheblichen Fortſchritt gegenüber den früheren Fuſtänden bedeutet. 
Manche, infonderheit manche ſüddeutſchen Gemeinden haben ſich um 
die Entwicklung des Arbeitsnachweiſes ein ſehr erhebliches Der- 
dienſt erworben. 


Das Arbeitsnachweisgeſetz von 1922 erklärte zunächſt, daß 
Arbeitsnachweisämter die öffentlichen Arbeitsnachweiſe, die Landes 
ämter für Arbeitsvermittlung und das Reichsamt für Arbeits- 
vermittlung ſeien. Für den Regelfall ſollte der Bezirk jeder unteren 
Derwaltungsgemeinde einen öffentlichen Arbeitsnachweis haben, in 
Preußen alfo in der Regel jeder Stadt⸗ und Landkreis. Die nächſt⸗ 
übergeordnete Mittelinſtanz ſollten die Landesämter für Arbeitsver⸗ 
mittlung bilden, deren Vorläufer die früheren Arbeitsnachweisver⸗ 
bände geweſen waren. Die oberſte Fachinſtanz bildete das Reichs ⸗ 
amt für Arbeitsvermittlung mit dem Sitze in Berlin. Träger der 
öffentlichen Arbeitsnachweiſe waren bisher die Kom- 
munen, alſo in aller Regel die Stadt- und Landkreiſe; Träger der 
Landesarbeitsämter waren in Preußen die Provinzialverbände, in den 
anderen deutſchen Ländern, ſoweit ſie ſelbſt eigene Landesämter 
hatten, meiſtens die Staaten ſelbſt. Nur die Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung war eine ſelbſtändige Reichsbehörde. Durch das 
ganze Arbeitsnachweisgeſetz hindurch zieht ſich die Teilung 
3 Verwaltung und Fachaufſicht. Die Arbeitsnachweisämter 
aller Stufen, alſo ſowohl die Arbeitsnachweiſe wie die Landes- 
arbeitsämter wie ſchließlich das Reichsamt für Arbeits vermittlung, 
hatten für fachliche Angelegenheiten Organe der wirtſchaftlichen Selbſt⸗ 
verwaltung; dieſe beſtanden bei den Arbeitsnachweiſen je zur Hälfte aus 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, bei den Verwaltungsausſchüſſen 
der Landesarbeitsämter und dem Verwaltungsrate des Reichsamtes 
für Arbeitsvermittlung zu je ein Drittel aus Arbeitgebern, Arbeit⸗ 
nehmern, Vertretern der Gemeinden und öffentlichen Behörden. Die 
Organiſation war derartig durchgeführt, daß die Landesarbeitsämter 
die fachlichen Auffichtsbehörden der Arbeitsnachweiſe, das Reichs. 
amt für Arbeitsvermittlung die oberſte Fachbehörde für alle Arbeits⸗ 
nachweisämter iſt. Für Derwaltungsfragen dagegen war in der 
unterſten Inſtanz die Gemeinde zuſtändig, die auch den Vorſitzenden 


des Arbeitsnachweiſes beſtellte, und im weiteren Inſtanzenzuge die 


geordneten Gemeindeaufſichtsbehörden bis hinauf zu dem zuſtändigen 
Fachminiſter. 


Gerade dieſe Teilung zwiſchen Verwaltung und Fachaufſicht hat 
ch wenig bewährt; fie iſt die Quelle zahlreicher Fuſtändigkeits⸗ 
reitigkeiten geworden und hat vielfach die geſunde Weiterentwick⸗ 

lung der öffentlichen Arbeitsvermittlung ſtörend beeinflußt. Immer⸗ 
hin wären die Dinge auch bei der unzulänglichen Löſung, die das 
Arbeitsnachweisgeſetz von 1922 gebracht hat, wohl noch einige Zeit 
zu ertragen geweſen, wenn nicht die Arbeitsloſigkeit der letzten Jahre 
den Arbeitsnachweis mit Aufgaben überlaftet hätte. denen er in der 
vorliegenden Geſtalt nicht genügen konnte. Arbeitsloſenverſicherung 
ohne ausreichende Arbeitsvermittlungen iſt ein Unding; genügt die 
Arbeitsvermittlung nicht, jo bedeutet das, daß die Erwerbslofen- 
fürforge und künftig die Arbeitsloſenverſicherung mit Ausgaben be ⸗ 
laftet werden, die für die Wirtſchaft auf die Dauer nicht tragbar find. 
Gewiß kann der Arbeitsnachweis in aller Regel keine Arbeits- 
gelegenheit ſchaffen, obgleich etwa feine Mitwirkung bei der foge- 
nannten Arbeitsbeſchaffung, bei der produktiven Erwerbsloſenfür⸗ 
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forge und bei Maßnahmen weitfichtiger Arbeitsmarktpolitik gar nicht 
entbehrt werden kann. Er kann aber Arbeit vermitteln, den Aus- 


gleich zwiſchen Angebot und Nachfrage durch ein Netz gut arbeiten⸗ 


der Vermittlungsſtellen herbeiführen, dadurch die Arbeitsloſigkeit 
weſentlich verringern und ſchließlich Arbeitswillen und Arbeits- 
fähigkeit der Erwerbslofen immer wieder durch angebotene Arbeits 
gelegenheit nachprüfen. 


Allen dieſen Aufgaben hat der öffentliche Arbeitsnachweis in 
den vergangenen Jahren nur unzulänglich genügen können. Das i 
kein Vorwurf, am wenigſten ein Vorwurf gegen die zum großen Teil 
ſchwer belaſteten Arbeitsnachweisbeamten, ſondern die bloße Feſt⸗ 
ſtellung einer Tatſache, an der der Geſetzgeber unter keinen Um- 
ſtänden vorübergehen durfte. Eine ſolche Feſtſtellung iſt aber auch 
nicht unbedingt ein Vorwurf gegen die Gemeinden, die bisher Träger 
der öffentlichen Arbeitsnachweife waren. Es gibt eine erhebliche 
Anzahl namentlich größerer Stadtgemeinden, die durchaus die Bes 
rg der öffentlichen Arbeitsvermittlung rechtzeitig erkannt 
aben. 


Aber es bleibt doch beſtehen, daß innerhalb des 


großen Kreiſes gemeindlicher Aufgaben der Arbeitsnachweis 
nicht überall die Beachtung gefunden hat, die ihm gerade 
in der Gegenwart zukommt, und es bleibt auch beſtehen, daß inner ⸗ 
halb der Gemeindeverwaltungen ſelbſt mancherlei Intereſſen⸗ 
konflikte vorliegen konnten, die etwa dahingingen, die Erwerbs 
loſenfürſorge zugunſten der ſtädtiſchen Wohlfahrtspflege zu belaſten. 


Dazu kam ein weiterer Geſichtspunkt. Die Arbeitsnachweiſe 
von den Kommunen eingerichtet und verwaltet, wurden vielleicht all- 
ſehr als kommunale Einrichtungen betrachtet, denen es obliegen 
ſollte, den Ausgleich zwiſchen Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkte innerhalb einer Gemeinde oder eines Gemeindever⸗ 
bandes, etwa eines Kreifes, herbeizuführen. Damit aber erſchöpft 
ſich die Aufgabe der öffentlichen Arbeitsnachweiſe in Gegenwart und 
Sukunft nicht mehr. Solange es ſich um die Vermittlung unge⸗ 
lernter Arbeiter innerhalb der Stadt, um die Stellenvermittlung 
von Aufwartefrauen, angelerntem Hausperfonal und ähnlichem 
handelte, war der Standpunkt der Gemeinden vielleicht berechtigt. 
Jetzt aber dreht es ſich vielfach darum, erwerbslos gewordene 
Menſchen aus der Stadt auf das Land, aus einem Bezirk in den 
anderen zu bringen, Umſchulungsmaßnahmen einzuleiten und vorzu⸗ 
fehen, die die Möglichkeit einer ſolchen Arbeitsvermittlung über 
weite Strecken und in andere Bezirke erſt eröffnen, alſo Arbeiten zu 
leiſten, die über den Bezirk und nicht ſelten über das Intereſſe der 
Kommunen weſentlich hinausgehen. Dem konnte der in der Haupt⸗ 
ſache kommunale Arbeitsnachweis, wie ihn das Arbeitsnachweisgeſetz 
vorfieht, nicht mehr genügen. Als die Regierung den Entwurf eines 
Geſetzes Über Arbeitsloſenverſicherung im Reichstage vorlegte, war 
ſie zunächſt von der beſtehenden Organiſation der öffentlichen 
Arbeitsvermittlung ausgegangen. Der Reichstagsausſchuß erklärte 
jedoch ſofort, daß eine Neuregelung der Arbeitsloſenverſicherung, 
d. h. die Überführung der Erwerbsloſenfürſorge in einen neuen 
Sweig ſozialer Derficherung, nicht möglich ſei, ohne daß zugleich das 
geſamte Arbeitsnachweisweſen grundlegend umgeſtaltet würde: Die 
geplante Arbeitsloſenverſicherung hat alſo den Anſtoß zu der an ſich 
notwendigen und unvermeidlichen Neuorganiſation der öffentlichen 
Arbeitsvermittlung gegeben. Dabei hat der ſozialpolitiſche Ausſchuß 
des Reichstages ganze Arbeit gemacht und hat erklärt, die geſamte 
öffentliche Arbeitsvermittlung im Deutſchen Reiche müſſe ebenſo 
Keichsſache werden, wie es die Arbeitsloſenverſicherung nach dem 
Vorſchlage der Reichsregierung werden ſoll. Träger der geſamten 
öffentlichen Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung wird 
eine neu zu errichtende Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung werden. Dieſer Reichsanftalt ſoll auch die 
öffentliche Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung obliegen, über 
die an anderer Stelle noch einiges zu jagen fein wird. Die Reichs⸗ 
anſtalt iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes, über die der 
Reichsarbeitsminifter die Aufſicht führt. Sämtliche beſtehenden 
Arbeitsnachweisämter, alſo ſämtliche Arbeitsnachweiſe und ſämt⸗ 
liche Landesämter für Arbeitsvermittlung, werden der Reichsanſtalt 
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eingegliedert; das Reichsamt für Arbeitsvermittlung wird die 
Hauptftelle, die Landesämter für Arbeitsvermittlung werden die 
Landesſtellen (Landesarbeitsämter), die öffentlichen Arbeitsnach⸗ 
weife werden die Ortsſtellen (Arbeitsämter der Reichsanſtalt). Es 
wird alſo mit dem bisherigen kommunalen Charakter der öffentlichen 
Arbeitsnachweiſe gebrochen; das Reich übernimmt durch eine eigene 
Reichsanftalt die geſamte Arbeitsvermittlung einſchließlich der Be⸗ 
rufsberatung und der Lehrſtellenvermittlung im Reichsgebiet. 

Dieſer Grundſatz iſt von ganz außerordentlicher Bedeutung. Es 
verſteht ſich von ſelbſt, daß die Ausſchaltung der Gemeinden, aber 
auch der Länder, nicht ohne Widerſpruch hingenommen worden iſt, 
und daß in der Fachliteratur zum Teil laute und ſtarke Bedenken 
geäußert wurden. Und doch iſt die Neuregelung grundſätzlich richtig 
und deshalb zu begrüßen. Ebenſo wie das Reich für das geſamte 
Reichsgebiet einheitliche Wirtſchafts⸗, Foll⸗ und Verkehrspolitik 
treibt, ebenſo muß es auch einheitliche Arbeitsmarktpolitik und eine 
nach einheitlichen Geſichtspunkten geleitete öffentliche Arbeitsver⸗ 
mittlung betreiben. die Notwendigkeiten der Arbeitsmarktpolitik 
und der Arbeitsvermittlung haben den kommunalen und den Länder⸗ 
rahmen geſprengt, und es ift zu begrüßen, daß der Reichstag das 
erkannt und durchaus tatkräftig und unbeirrt an die notwendige 
grundlegende Neueregelung gegangen iſt. 5 

überall iſt bei der geplanten Neuregelung der an ſich fruchtbare 
Gedanke wirtſchaftlicher Selbſtverwaltung durchgeführt worden. Die 
öffentlichen Arbeitsnachweiſe ſelbſt, alſo die unterſten Stellen, be- 
halten ihre Verwaltungsausſchüſſe, die nunmehr kad zu je ein 
Drittel aus Vertretern der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der 
beteiligten Gemeinden bejtehen ſollen; die Landesarbeitsämter er- 
halten ähnliche Organe der Selbjtverwaltung, nur find in den Der- 
waltungsausſchüſſen neben Arbeitgebern und Arbeitnehmern Der- 
treter Öffentlicher Körperſchaften zu berufen, die von der oberſten 
Landesbehörde beſtellt werden. Die Hauptſtelle ſelbſt erhält einen 
ähnlich zuſammengeſetzten Verwaltungsrat und einen Vorſtand. 

man wird eine ſolche Regelung grundſätzlich für richtig 
erklären müſſen. Die Gemeinden, die naturgemäß ihren bisherigen 
überragenden Einfluß verlieren, und denen auch die Beſtellung des 
Vorſitzenden genommen wird, erhalten dafür ein Drittel der Stim- 
men in den Berwaltungsausſchüſſen der unterſten Inſtanz. Die Ge- 
meinden weiter zurückzudrängen, lag keine Deranlafjung vor, weil 
man nicht verkennen darf, daß die Gemeinde an der Arbeit des 
Arbeitsnachweiſes ſtark intereſſiert iſt, und daß zahlreiche Der- 
bindungen zwiſchen Arbeitsnachweis und Gemeindeverwaltung be⸗ 
ftehen und gepflegt werden müſſen. 

Befonders wichtig iſt die im Entwurf vorgefehene Regelung 
der Perſonalfrage. An der Spitze der Reichsanftalt ſteht ein vom 


Reichspräfidenten zu ernennender Präſident; an der Spitze der ein⸗ 
zelnen Landesarbeitsämter werden Vorſitzende ſtehen, die im Be⸗ 
nehmen mit den Ländern vom Reichspräſidenten zu ernennen find. 
Die Dorſitzenden find hauptſächlich tätige Keichsbeamte. 
Den Dorfigenden der öffentlichen Arbeitsnachweiſe be⸗ 
ſtellt der Dorftand der Neichsanftalt, ſoweit die Beſtellung 
nicht dem Dorfitenden der Landesarbeitsämter übertragen 
wird. Auch die Vorſitzenden der Arbeitsnachweiſe werden haupt⸗ 
amtlich tätige Beamte; fie können die Rechte und Pflichten der 
Reichsbeamten erhalten. Die Fachbeamten bei den einzelnen ört⸗ 
lichen Arbeitsnachweiſen beſtellt auf Dorfchlag. der Derwaltungsaus- 
ſchüſſe der Vorſitzende des Landesarbeitsamtes. Einheitliche Dienſt⸗ 
ordnung für das Reichsgebiet iſt vorgeſehen; hoffentlich wird auch 

r ausreichende Beſoldung geſorgt, damit Überall erſtklaſſiges Per ⸗ 
onal in den Arbeit nachweiſen tätig iſt. 


Ich muß mich aus Raummangel auf dieſe wenigen allgemeinen 
Ausführungen beſchränken. Sum Schluß aber noch ein Wort über 
die den öffentlichen Arbeitsnachweiſen künftig als Pflichtaufgabe ob⸗ 
liegende Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung. 


In dem letzten halben Jahrzehnt hat ſich die Berufsberatung 
in Deutſchland und insbeſondere in Preußen in erfreulicher Weiſe 
entwickelt; die Ergebniſſe ſind von Jahr zu Jahr geſtiegen, und es 
iſt der Berufsberatung gelungen, in den Kreiſen der Wirtſchaft, und 
zwar ſowohl bei Arbeitgebern wie bei Arbeitnehmern, allmählich ein 
erhebliches Maß von Vertrauen ſich zu erringen. Man behauptet 
kaum zu viel, wenn man ſagt, daß die Berufsberatung im Deutſchen 
Reiche vermutlich an Fahl der Beratungsfälle, an Ergebniſſen und 
an Bedeutung größer ift als die gleichartigen Einrichtungen in allen 


übrigen Kulturländern zuſammen. Die Berufsberatung und Lehr⸗ 


ſtellenvermittlung ſind durch das neue Geſetz, wie oben angedeutet, 
zu Pflichtaufgaben der öffentlichen Arbeitsnachweiſe gemacht worden. 
Das entſpricht der tatſächlichen Entwicklung, die bisher ſchon die 
Berufsberatung an die Arbeitsnachweiſe herangeführt hat, und iſt 
die folgerichtige Weiterführung der im e ent- 
haltenen Anſätze. Hoffentlich gelingt es, auch der Berufsberatung 
im Deutſchen Reiche durch die Neuorganiſation zu der Entwicklung 
zu verhelfen, die im Intereſſe der Allgemeinheit, und insbeſondere 
unſerer Jugend, durchaus notwendig iſt. Zu beachten iſt dabei 
freilich, daß die Berufsberatung bei allem inneren Sufammenhang 
mit Arbeitsmarkt, Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsnachweisweſen 
doch auch ſtarke Eigenbedürfniſſe hat, und daß insbeſondere die Der- 
bindung zwiſchen Berufsberatung auf der einen Seite, allgemeinem 
und beruflichem Schulweſen auf der anderen Seite ſorgfältigſter 
Pflege und Berückſichtigung bedarf. 


Die Ergebniſſe der Reihswohnungszählung. 


Don Dr. Ebel, Miniſterialrat im Reichsarbeitsminifterium. 


Die Ergebniſſe der Reichswohnungszählung vom 16. Mai 
1927 ſind von allen intereſſierten Kreiſen mit größter Spannung 
erwartet worden. Soll doch 2 - 
die Reihswohnungszählung zum 
erſten Male auf ſtatiſtiſch ge⸗ 
nauer Grundlage eine Überſicht 
über die Perhältniffe im Woh- 
nungsweſen geben und zugleich — 
auch Anhaltspunkte für die Ent⸗ N 
ſcheidung über Umfang und Ver⸗ 
teilung der Bautätigkeit bieten. 
Eine ſolche Grundlage fehlte bis- 
her, da die Ergebniſſe der Reichs⸗ 
wohnungszählung vom Mai 1918, 
die vor allem die Feſtſtellung 
des während des Krieges einge- 
tretenen und nach Abſchluß des⸗ 
ſelben zu erwartenden Moh- 
nungswechſels zum Siele hatte, 
infolge der völlig geänderten 
Derhältniffe nicht mehr zu ver⸗ 
werten waren. Man war daher, 
vor allem auch ſoweit es ſich 
um den Umfang der Wohnungs- 
not oder um die Größe des 
Wohnungsbedarfs handelte, auf 
theoretiſche Berechnungen und 
Schätzungen angewieſen, die natür- 
lich ſtark von einander abwichen 
und nur mit Dorficht zu ver⸗ 
werten waren. Die erſten vor⸗ 
läufigen Ergebniſſe der Reichs. 
wohnungszählung ſind jetzt in 


Die Vonnungsnof in Deutschland 


Haushaltungen u. Familien ohne selbständige Wohnung auf je 1000 Wohnungen 


der Feitſchrift „Wirtſchaft und Statiſtik“, Heft 16, von dem 
Statiſtiſchen Reichsamt bekanntgegeben. 
Die Reichswohnungszählung 


erſtreckte ſich auf ſämtliche Ge⸗ 
meinden über 5000 Einwohner 
und einen großen Teil der Ge⸗ 
meinden mit 2000 bis 5000 Ein- 
wohnern. Don den rd. 65 000 
Gemeinden des Deutſchen Reiches 
(ohne Saargebiet) wurden 8052 
Bemeinden mit einer Einwohner- 
zahl von rd. 42,8 Mill. erfaßt. 
1178 Gemeinden mit 35,5 Mill. 
waren Gemeinden mit mehr als 
5000 Einwohnern. Bei der 
Zählung wurde unterſchieden 
zwiſchen „zweiten und weiteren 
Haushaltungen“ und „weiteren 
Familien“. Zu den weiteren 
Familien ſind Fälle gerechnet 
worden, in denen eine Familie 
weder eine eigene Wohnung be⸗ 
ſitzt noch eine ſelbſtändige * 
wirtſchaft führt. Das Haupt- 
beiſpiel iſt der Fall, daß ein 
junges Ehepaar zu den Eltern des 


4 B. Braunschweig 83 | L. Li 
Ba. Baden 90 N Ute 


Br. Bremen 550. Oldenburg 49 
. Grenzmark 54 |$. Schaumburg 41 
A. Hamburg 123 [WMW Waldeck 35 


einen Teils gezogen iſt und mit 
ihnen zuſammen nun einen gemein- 
ſamen Haushalt führt. Hinfichtlich 
der zweiten und weiteren Baus⸗ 
haltungen in den Gemeinden mit 
5000 und mehr Einwohnern er- 
gab die Zählung folgendes Bild: 


A. Anhalt 80 H. Hohenzollern 30 


Der Hei 


matdienft 


Sweite und weitere Haus ⸗ 
haltungen 


v. J. der Geſamtzahl 
der Haushaltungen 


Gemeindegrößenklaſſen 


Sahl 


Gemeinden mit 


5 000 bis unter 20 000 Einw. 83 387 3,9 
20 00 „ „ 50000 „ 21216 5, 
50 00 „ „ 100 000 „ 62 016 6, 
100 000 und mehr Einw.. . | 374 358 7,6 

5000 und mehr Einw. zuſ. . | 590 977 6, 


Die vorſtehende Überſicht zeigt, daß in den Kleinftädten 
(Gemeinden mit 5000 bis unter 20 000 Einwohnern) die Zahl der 
wohnungsloſen Haushaltungen am geringſten, in den Großſtädten 
(Gemeinden mit 100 000 und mehr Einwohnern) am größten fit. 
In den Kleinftädten iſt jede 26. Haushaltung, in 
den Großſtädten jede 15. Haus haltung woh⸗ 
nungslos. 

Für die weiteren Familien hat ſich folgendes Bild ergeben: 


Fahl der Auf je 100 Haus⸗ 
weiteren haltungen entfallen 


Gemeindegrößenklaſſen 
Familien weitere Familien 


Gemeinden mit 


5 000 bis unter 20 000 Einw. 46 083 2,2 
20000 „ „ 50000 „ 27 287 SR 
5000 „ „ 100 000 „ 18 362 19 

100 000 und mehr Einw. 93 252 19 

5 000 und mehr Einw. zuf.. . | 185 484 2,0 


Hier ergibt fich, daß im Gegenſatz zu der vorigen Überſicht in den 
Kleinftädten die Zahl der weiteren Familien am größten, in den 
Großſtädten am geringſten iſt. Der Unterſchied iſt allerdings nicht 
fo ſtark wie bei den weiteren Haushaltungen. Insgeſamt waren in 
den Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern 776 461 zweite und 
weitere Haushaltungen fowie weitere Familien ohne ſelbſtändige Woh⸗ 
nung vorhanden. Die Einzelheiten ergibt die nachſtehende Überficht: 
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Gemeinden mit 


5 000 bis unter 20 000 Einw. | 129 470 6,3 60 
20000 „ „ 5000 „ 99 005 2,8 7,5 
50 000 „ „ 100 000 „ 80 378 EN 8,2 

100 000 und mehr Einw. 467 610 10,3 9, 

5 000 und mehr Einw. zuf. . | 776 461 8,0 8,2 


Wie bereits hervorgehoben, beträgt die Einwohnerzahl in den 
Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern rd. 35,3 Millionen. Es 
tft dies nur etwas über die Hälfte der Geſamtbevölkerung des Deut⸗ 
ſchen Reiches (62 410 619), die Gemeinden unter 5000 Einwohnern 
dürfen daher keineswegs außer acht gelaſſen werden. Die Ent- 
ſcheidung, ob in dieſen Gemeinden eine Zählung ſtattfinden follte, 
war den Ländern überlaſſen. Don dieſer Möglichkeit iſt in ver⸗ 
ſchiedenem Umfange Gebrauch gemacht worden. In Sachſen ſowie 
in Hamburg und Bremen wurde die Zählung auf ſämtliche Ge⸗ 
meinden ausgedehnt. In Bayern, Baden, Heſſen, Mecklenburg- 
Schwerin, Braunſchweig, Anhalt und Lippe erſtreckte ſie ſich auf 
ſämtliche Gemeinden über 2000, in Thüringen auf ſämtliche Ge⸗ 
meinden über 1000, in Preußen auf nahezu neun Zehntel, in Olden⸗ 
burg auf vier Fünftel der Gemeinden über 2000 Einwohner, In 
allen dieſen Fällen wurden auch Gemeinden unter 2000 Einwohnern 
berückſichtigt. Nur Württemberg und Mecklenburg⸗Strelitz haben in 
den Gemeinden unter 5000 Einwohnern nicht gezählt. 

Die Zählung ergab in den Gemeinden unter 5000 Einwohnern 
an „zweiten und weiteren Haushaltungen“ und „weiteren Familien“ 
ohne ſelbſtändige Wohnung folgendes Bild: 
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Fu diefen Zahlen wird vom Statiſtiſchen Reichsamt ausgeführt, 
daß fie gegenüber der Wirklichkeit ein zu ungünſtiges Bild zeigen, 
da in einer großen Fahl rein landwirtſchaftlicher Gemeinden über- 
haupt keine wohnungsloſen Haushaltungen und Familien vorhanden 
ſeien. Für die Größenklaſſen unter 2000 Einwohnern ſei die Zahl 
nicht typiſch. Für die Gemeindegrößenklaſſe von 2000 bis 3000 Ein- 
wohnern, die mit 85,5 v. H). aller Gemeinden und 87 v. H. der Ein- 
wohner vertreten iſt, zeigt die Überſicht, daß mit abnehmender 
Gemeindegröße die Wohnungsnot an Schärfe verliert, eine Er- 
ſcheinung, die bei den Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern 
noch ſtärker hervortritt. 8 : S 

Die nachſtehende Überficht gibt eine Fuſammenſtellung der Er⸗ 
gebniſſe für das geſamte Reich nach Gemeindegrößenklaſſen: 


a vorläufige Ergebniſſe der Wohnungszählung vom 16. Mai 1922 im Deutſchen Reich nach Gemeindegrößenklaſſen 
ä ⏑ ‚ KKB T .  — —. ———— ————— ZZ ———— = 


ke 


855 safe 
2 5 22 Zahl der 2282 
5 * 8 Haltungen 238 > 
- 382 83 2 
99 5 FE 
Länder und Landesteile, 8 20 5 = 5 87 3 
Gemeindegrößenklaſſen 88 8 & Es 3 
9 > 3 leerſtehend = t 5 2 & 885 
325 En 
5 52 88 
2 
1 3 14 
Deutſches Reich | 8052 |42 855 J 016 84810 969 029| 47 819 0,% 1 629 397 82 
dar. Gemeinden mit 
unter 1000 Einw, | 3499] ı 409| 335 615] 335 367| 2248| 0,7 343 765 10386 | 3,0 8967| 2,6 5,8 
1000 bis „ 2000 „ 1425] 2017| 491595) 488 3240 3 219 0,7 504 1150 15 241 3,1 || 14252] 2,8 6,1 
50 „ 1955| 5898| 1 442 671| 1 438 897 8774 0,6 || 1477 161] 45 264 2,9 | 54 741] 2,% 5,4 
5000 „ „ 20 000 „ 916 8 172 2 052 6140 2042 059 10 5550 0,5 | 2 125 4460 85 582 3,9 46 088] 2,2 6,3 
2000 „ „ 50000 „ 164 4947| 1265 852] 1 258 8210 5031| 0,4 1 550 052 21216 5,4 || 22 7827| 2,1 7,8 
50000 „ „ 100000 „ 49 3524| 887 4980 884 2840 3 209 0,4 946 300 62 016 6,6 18 3621 1,9 9,1 
100 000 und mehr Einw. 46 |16 866 4 543 010| 4 528 22714 283] 0,5 | 4 902 585| 374 358 | 7,6 93 2521 1,9 10,3 
5000 „ = 7 zuſ. [1 125 [5s 509 | 8 746 969 8 713 5910 35 578, 0,4 || 9 304 568 590 977 | 6,4 188 484] 2,0 8,9 


) Die Angaben dienen lediglich zur Erſichtlichmachung der Größenordnung 
fallenden Gemeinden und können wegen der 


werden. — ) Infolge Abrundung ergeben ſich geringfügige Abweichungen. 
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der Einwohnerzahl der einzelnen Gebiete bzw. der in eine beftimmte Größenklaſſe 


zeitlich auseinanderliegenden Zählungstermine zu den Angaben in den folgenden Spalten nicht in Beziehung geſetzt 


Der Heimatdienſt 


In ſämtlichen 
Gemeinden, in 
denen die Reichs; 
wohnungszäh⸗ 
lung durchge⸗ 
führt wurde, ha- 
ben ſich ſomit ins» 
geſamt 903 812 
wohnungsloſe 
zweite und wei⸗ 
tereBaushaltun- 
gen und weitere 
Familien erge- 
ben. Die von 
der Zählung er- 
faßten Gemein- 
den hatten eine 
Einwohnerzahl 
von rd. 42,8 Mil« 
lionen, in Ge⸗ 
meinden mit rd. 
20 Millionen 

Einwohnern 
wurde alſo nicht 
gezählt. Die Fahl 
der wohnungs · 
loſen Baushal- 
tungen und wei⸗ 
teren Familien 
in dieſen Ge⸗ 
meinden wird 
vom Statiſti - 
ſchen Reichsamt 
mit 50 000 bis 
100 000 ange 
nommen. Rech ⸗ 
net man die im 
einzelnen ange⸗ 
führten Zahlen 
5 1 ſo hat 

ie Reichswoh⸗ 

nungszählung ergeben, daß rd. I Million Familien ohne 
ſtändige Wohnung find. 

Im Reihsdurchfchnitt kommen 8,2 Ne Sable Haushaltungen 


und Familien auf je 100 Wohnungen. Die Zahl beträgt in den 
Gemeinden 
unter 1000 Einwohne 5,8 
von 1000 bis 2000 ar: 6,1 
- 2000 „ 5 000 8 5,4 
„ 5 000 „ 20 000 n 6,3 
„ 20 000 „ 30 000 15 7,8 
„ 50 000 „ 100 000 1 9, 
„ 100 000 und mehr * 10, 
7 5 000 und mehr ” 8,9. 


Die Großſtädte liegen fomit erheblich über dem Reichsdurch⸗ 
ſchnitt, für fie wurden die ungünſtigſten Wohnungsverhältniſſe feſt⸗ 
geſtellt. Für einzelne Großſtädte (ſiehe auch obige Darſtellung) ſeien 
die Fahlen beſonders erwähnt: 


Auf je 100 Wohnungen Zahl der zweit = 
ſinsgeſ. kommen Haushalt. zweiten u 

42 er SUSE 
Bor ru ee 9,3 112 857 
re 8 5 1 004 
N 5 17 260 
Pre F I 19 984 
etp zig 0 26 085 
Frankfurt niain 3 15,1 15 555 
Königsberg / r. 1274 3555 
amborn 18,2 4 556 
berffee 63 a 


Nach Ländern und Landesteilen geordnet ergeben ſich Haus- 
haltungen und Familien ohne ſelbſtändige Wohnung insgeſamt auf 
je 100 Wohnungen: 
rr L  — — — —  —_ I 
Zahl ber zweiten | Auf je 100 Wohnun⸗ 

und weiteren gen insgeſ. kommen 
Haushaltungen Haushaltungen und 
und ber weiteren | Familien ohne ſelbſt⸗ 
Familien ſtändige Wohnungen 


Länder und Landesteile 


Prov. Oſtpreußen 18 222 8,5 
Stadt Berliu nnn 112 857 9,3 
Prov. Brandenburg Mr 25 576 6, 
Prov. PommernꝰꝰwT? 20 242 8,8 
Prov. Grenzm., Poſen, Weſtop . 1223 5,4 
Prov. Niederſchleſten 51 333 6,4% 
Prov. Oberſchleſien 13 219 8,2 
Prov. Sachſen 49 859 8,5 
Prov. Schleswig⸗Holſtein En 22200 8,5 
Prov. Hannover . 40 967 10,1 
Prov. Weftfalen ... 2...» 85 403 9,8 
Prov. Heflen-Haffu . -.»» ». 55 982 9,8 
Aheinproding 5 „ame 118 893 8,2 
Hohenzollern 261 3,9 
Preußen ne — 577 947 8,6 
. a rsenigniarmenemnn 75 946 8,0 
.... EEE ZEN 109 795 8,2 
Württembergs 16 689 675 
F : 22 257 5,4 
Thlringen 16 430 5,6 

C:: a 15 889 6,8 
Damburg ss. eo. 00.0 38 386 12,3 
MedlenburgShwerin .».... 5 24 5,5 
Deng = 4 259 4,9 
a g 7 245 8,3 
N ee 5 608 80 
Da 4 906 5,5 
„„ een 695 40 
ET ea ER 1 965 5,8 
Mecklenburg ⸗Strelitt : 462 4,6 

C 115 5,5 
Schaumburg ⸗Li pern . 123 47 
Deutſches Reich 903 812 8,2 


Wenn man verſucht, aus den bisher vorliegenden Ergebniſſen 
der Reichswohnungszählung Schlüſſe auf die Wohnungsnot und den 
Umfang der erforderlichen Neubautätigkeit zu ziehen, ſo muß man 
zunächſt davon ausgehen, daß nicht etwa ein Fehlbedarf von 1 Mil« 
lion Wohnungen anzunehmen iſt. Auch vor dem Kriege verzichtete ein 
Teil der Familien auf eine ſelbſtändige Wohnung. Man wird annehmen 
müſſen, daß dies unter den heutigen Derhältniffen in noch ſtärkerem 
Maße geſchieht. Andererſeits iſt zu berückſichtigen, daß von einer nor⸗ 
malen Wohnungswirtſchaft erſt dann geſprochen werden kann, wenn 
ein gewiſſer Leerwohnungsbeſtand vorhanden iſt. Auch die große Zahl 
der Wohnungen, die nur infolge der heutigen Notlage benutzt werden, 
wie Teilwohnungen, Notwohnungen, und die Wohnungen, die in 
normalen Seiten längſt als unbewohnbar erklärt und abgebrochen 
wären, darf nicht außer acht gelaſſen werden und führt zu einer Er⸗ 
höhung des Wohnungsbedarfs. Die Fahl der danach erforderlichen 
Wohnungen, vor allem die Zahl der Familien zu ſchätzen, die auf 
eine eigene Wohnung verzichten würden, auch wenn ein genügendes 
Wohnungsangebot vorhanden wäre, iſt außerordentlich ſchwierig. 
Gewiſſe Anhaltspunkte hierfür wird die nähere Aufgliederung des 
Sählungsergebniſſes, vor allem nach der Fahl der Familien- 
angehörigen, bieten. Don dem Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium wurde bisher ein Fehlbedarf von 
600000 Wohnungen angenommen. Die Reichs ⸗ 
wohnungszäghlung hat zum mindeſten ergeben, 
daß dieſe Zahl nicht zu hoch gegriffen war. Die 
Statiſtik zeigt, daß es noch auf Jahre hinaus die wichtigſte Aufgabe 
bleiben wird, die Bautätigkeit mit allen Mitteln zu fördern. 


— — —-— — — — —— ——— ——— —E— . — . nn nn 


Paul de Lagarde: 


Gerechtigkeit nennt man diejenige Eigenschaft des Menschen, welche ihn 


veranlaßt, selbst su tun, was Recht ist, 


und — diese Seite der Sache wird leicht vergessen — nicht zu leiden, daß Unrecht gethan werde. Allein als die Carolina 
galt, war das Recht ein anderes als in den zum des Cocceji, des Spares: in unseren Tagen ist es ein anderes als es 


noch vor zwanzig Jahren war. Daraus folgt, 
Wer kla, 


aß auch die Gerechtigkeit von Zeit zu Zeit anders aussieht ......... 
gt nun darüber, daß unserer Jugend der Idealismus fehle? Einmal die, welche die Ideale derienigen Periode, 


in welcher sie selbst sich entwickeli haben, von ihren Söhnen und Enkeln nicht verehrt, oder nicht lebhaft genug verehrt 


finden: weiter einige von denen, welche, 


in einer kommenden oder nicht kommenden Zukunft lebend, die Gedanken der 


Zukunft, obwohl diese von der Menge doch heuer gar nicht gedacht werden können, schon heuer als Gemeingut der 


Nation anerkannt wünschen. 
Wie Unrecht haben beide. 
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Der Heimatdienſt 


Die franzöſiſche Wirtſchaft um die Jahresmitie 1927. 


Don Dr. Kurt Bährens. 


Die franzöſiſche Wirtſchaft teilt mit einer Reihe 
europäiſcher Dolfswirtfchaften das eine: Sie befindet ſich 
im Übergangsjtadium Man muß ſich daher, will 
man einmal einen Querſchnitt durch ihren Organismus ziehen, 
zunächſt einige hiftorifche Tatſachen vor Augen halten. Denn der 
gegenwärtige Zuftand iſt nicht a priori gegeben, ſondern hat 
ſich folgerichtig vom „normalen“ zum heutigen „anormalen“ hin⸗ 
entwickelt. 

Vom Jahre 1914 bis zur jüngſten Gegenwart kann der Be⸗ 
trachter der franzöſiſchen Wirtſchaft drei Epochen ſcheiden: 
Zunächſt etwa bis zum Jahre 1919 darf man von der 
Kriegswirtſchaft reden. der darauffolgende Abſchnitt 
kann bis zum Jahre 1926 gezogen werden. Er iſt gekenn ⸗ 
zeichnet durch den Verfall der Währung und die damit urfächlich 
und unmittelbar verbundenen Störungen der Geſamtwirtſchaft. Im 
Juli 1926 kam Poincaré als Finanzminiſter ans Ruder und 
damit begann der wirtſchaftliche Neubau Frankreichs. 
Von ihm wollen wir ſprechen. 

Das Barometer jeder Dolkswirtſchaft tft die 
Währung eines Landes. So läßt ſich in aller Kürze die jüngſte 
Epoche Frankreichs in zwei Fiffern faſſen. Im Juli vorigen 
Jahres mußte der franzöſiſche Kaufmann für ein Pfund Sterling un⸗ 
gefähr 250 Franken bezahlen. Heute bedarf es nur mehr 125 Franken, 
um ein engliſches Pfund zu erſtehen. Nimmt man alſo den Juli 1926 
als Ansgangspuntt, fo darf man von einer 50 prozentigen 
Befferung der Frankwährung ſprechen. Der Weg zu ſolchem 
Erfolge wurde in verſchiedenen Etappen zurückgelegt, die natürlich 
zum Teil von weiten Kreifen des franzöſiſchen Volkes ſchmerzhaft 
empfunden wurden. 

Der allererſte Schritt zur Beſſerung war eine rein pſycho ⸗ 
logiſche Angelegenheit. der Name Poincaré genügte, 
um großen Teilen der Bevölkerung das Vertrauen zur Staats- 
leitung zurückzugeben. Die Spekulation wurde eingeengt, und eine 
Erholung des Frankkurſes war die unmittelbare Folge. 

Das zweite, was der Finanzminiſter unternahm, war die 
Anpaſſung der inländiſchen Preiſe an das Welt ⸗ 
marktniveau bei gleichzeitiger Niedrighaltung 
der Löhne und Gehälter. Das hat ihm zwar manchen 
Tadel eingetragen, denn es bedeutete für den überwiegenden Teil 
der Franzoſen eine erhebliche Verſchlechterung der Lebenshaltung, 
beugte aber einer Subſtanzverſchleuderung franzöſiſcher Werte, wie 
fie beiſpielsweiſe Deutſchland einige Jahre zuvor ſchmerzlich er- 
leben mußte, rechtzeitig vor. 

Das dritte Glied in der Kette der währungspolitiſchen Maß⸗ 
nahmen war die Geſundung des Staatshaushaltes. 
Sie ſtand unter dem Seichen: Einſchränkung aller Ausgaben bei 
gleichzeitiger Steigerung der Einkünfte bis zum äußerſten des 
nur Möglichen. 5 

In den Bilanzen der Bank von Frankreich 
ſpiegelt ſich der Erfolg dieſer Maßnahmen. Vergleichen 
wir einmal die Ausweife vom Juli 1926 mit denen vom Juli 
dieſes Jahres. 2 


15. Juli 1927 
in 1000 Fres. 


20. Juli 1926 
in 1000 Fres. 


Siold- und Silberbeftände 
Ankäufe in Gold, Silber und Devifen. 
Guthaben im Auslande und verfüg⸗ 


5 886 408 


5 891 372 
2186 184 


BER RUHE der aan 50 121 
Vorſchüſſe an den Staat 37 450 000 26 650 000 
Motenumlanf. »--» 2... . 56 121 675 53 950 549 


Man erfieht aus diefen Angaben, daß ſich die Vorſchüſſe der 
Bank von Frankreich an den Staat in einem Jahre um rund 
11 milliarden verringert haben. Weiter, die verſchiedenen Ankäufe 
von Gold, Silber und Deviſen zur Verbreiterung der Deckungs⸗ 
grundlage der Währung betragen mehr als 25,5 Milliarden. 

Zu beachten iſt noch der Rückgang des Noten- 
umlaufes, der ſich auf 2,25 Milliarden erſtreckt. Das find 
unbeſtreitbare Erfolge, die allgemein anerkannt werden müſſen und 
die andererſeits den durchſchnittlichen Kurswert aller feſtverzins⸗ 

lichen Staatsrenten um gute 25 v. H. in einem Jahre hoben. 

mankann daher heute ſagen, das Gleichgewicht 
des Haushalts iſt vollſtändig wiederhergeftellt, 
die Währung de facto ftabilifiert. 

Wie ſieht es nun mit den Eingängen im Staats ⸗ 
haushalt aus? Im letzten Juli erreichten dieſe den Betrag 
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von 4670 Millionen Franken, das iſt eine Höhe, die — abgeſehen 
vom Oktober vorigen Jahres — ſeit mehr als 12 Monaten nicht 
erreicht wurde. Rechnet man zu dem Juliergebnis noch die Ein ⸗ 
künfte der Amortiſationskaſſe hinzu, ebenſo außerordentliche Ein ⸗ 
gänge, ſowie die Aufkommen von Gemeinden und Departements, 
ſo ergeben ſich über 6 Milliarden, die in einem Monat von den 
ſteuerpflichtigen Franzoſen aufgebracht wurden. 

Ur die erſten ? Monate dieſes Jahres ergibt 
ſich ein Geſamtſteuer aufkommen von guten 
29 Milliarden Franken. egenüber demſelben Zeitraum 
des Vorjahres iſt das ein Mehr von 6 Milliarden. 

Wenn nun heute nach einer einjährigen angeſtrengten Arbeit 
eines energiſchen Finanzminiſters der öffentliche Haushalt Frank ⸗ 
reichs in Ordnung gebracht und der Frank auf ungefähr 125 zum 
engliſchen Pfund feſtgelegt iſt, ſo läßt ſich ein allgemeines Urteil 
damit noch nicht rechtfertigen. 

Nehmen wir den Beſchäftigungsgrad in der pri ⸗ 
vaten Wirtſchaft. der Stillſtand des Frankverfalls und 
ſeine anſchließende Beſſerung haben dem Auslandsabſatz der In⸗ 
duſtrie einen ſchweren Schlag verſetzt. Durch die „geklesung der 
Rechnungseingeit war dem Schleudern auf dem Weltmarkt ein 
Ende geſetzt. Und die unmittelbare Folge war die Arbeitsloſigkeit. 
Sie hat ihren Höhepunkt längſt überſchritten. Einige Fahlen 
mögen das verdeutlichen. : 
Am 8. Dezember 1926 wurden zum erſten Male Angaben über 
die „unterffügungsberehtigten“ Arbeitsloſen vom 
Arbeitsminiſterium herausgegeben. Die erſte Ziffer lautete auf 
1596. Und von da ſtieg fie von Woche zu Woche bis zum 10. März 
dieſes Jahres an. Mit 81916 war der Höhepunkt er- 
reicht. In der Woche vom 6. bis zum 15. Auguſt werden nur 
noch 14 889 Arbeitsloſe ausgewieſen. Allerdings muß man ihnen 
noch etwa 25 000 Stellungsſuchende hinzuzählen, die nicht unter ⸗ 
ſtützt werden. 

Übrigens parallel der Entwicklung der Arbeits 
loſigkeit verliefen die Kleinhandelspreife, Sie 
zeigten zunächſt nach der Feſtlegung des Frank noch längere Zeit 
ſteigende Tendenz. Ihren Höhepunkt erreichten fie im Januar 1927 
mit 647, von wo an fie von Woche zu Woche im Rückgang be⸗ 
griffen ſind. 

Der Index für die Lebenshaltung einer vier ⸗ 
köpfigen Arbeiterfamilie, der von Vierteljahr zu 
Vierteljahr errechnet wird, zeigt die folgende Bewegung: 


1. Vierteljahr 19282 451 
2. = 8 485 
5. " 1926 8 559 
4. 5 o 545 
1. * 6 n 


Alſo auch hier die allmähliche Anpaſſung an die neuen durch 
die Beſſerung der Währung geſchaffenen Verhältniſſe. Bemerkt ſei, 
daß ſich die Löhne in Frankreich nicht im richtigen Verhältnis zu 
den Preiſen geſtaltet haben. 

ie Entwickelung der Großhandelspreiſe 
wollen wir nur in aller Kürze ſtreifen. Sie folgten am raſcheſten 
und genaueſten der Bewegung des Frank. Der Geſamtindex, der 
ſich auf der Baſis 100 für 1915 errechnet und dem die Preife von 
45 Erzeugniſſen zugrunde liegen, ſtand im Juli 1926 auf 804, 
womit er feinen Höchſtſtand hatte. Von da an bewegte er ſich bis 
auf die Monate Januar und Februar des Jahres 1927 abwärts. 
Er fteht gegenwärtig auf 658. 

Ein Blick auf den franzöſiſchen Außenhandel mag 
uns weiter zu einem klaren Bilde der Wirtſchaftslage verhelfen. 


1927 


in in in 
1000 Ercs. Tonnen |1000 Frcs. 


/ 


22 560 392122 150 365/24 187 581019 638 890 3 529 890 f 991 451 


in 
1000 £res.| Tonnen 


Aus- 


fuhr 

Die Fiffern ergeben eine ſtändige Zunahme des Außenhandels, 
wenn auch naturgemäß in den erſten Monaten der Poincaréſchen 
Regierungstätigkeft ein Rückgang zu verzeichnen war. Gewichts 
mäßig hat er ſich von 1915 bis 1926 um gute 50 v. H. 
gehoben. 

Um zum Abſchluß unferer Betrachtung, die in einem ſo knappen 
Raume nicht annähernd etwas Dollitändiges fein kann, zu ge» 
langen, ſollen noch einige Betrachtungen aus zwei bedeutenden 
Induſtrien herangezogen werden: aus Kohle und Siſen. 


22 555 068115 173 852422 065 405113 182 7272 818 299 8 330 555 


Der Heimatdienft 


Err a ED ER . ———— 


Durch den Kriegsausgang iſt Frankreich in die Lage verſetzt, 
ſeine Produktionsbaſis außerordentlich erweitern zu 
können. Einmal hat ihm der Friedensvertrag, um zunächſt von der 
Kohle zu ſprechen, einen neuen Komplex von Kohlenfeldern zuge- 
ſprochen. Um ſeine Kohlengrundlage aber noch 
weiter auszubauen, hat es ſich, unter Hervor⸗ 
kehrung der Zerftörungen in den nordfranzö- 
ſiſchen Grubenrevieren, ein beträchtliches 
Kohlentontingent von Deutſchland geſichert. 

Während Frankreich im Jahre 1915 über ein disponibles 
Kohlenquantum von 6a 800 000 Tonnen verfügte, hatte es 1919 
nur ein ſolches von 41050000 Tonnen. Don da an ftiegen 
die Ziffern von Jahr zu Jahr: 1920 50 740 000, 1922 60 350 000, 
1925 68475 000, 1924 75500000, 1925 (von da an unter Ein- 
ſchluß der Saargruben) 82 505 000 und 1926 85000000 Tonnen. 
1915 deckte Frankreich 65 v. 5. feines Bedarfs, 1925 
74 v. H. und heute über 78 v. 9. Das iſt die Entwickelung 


eines lebenswichtigen Induſtriezweiges, wie ſie kein anderer 
Staat eng hat. 

Ebenſo günſtig lauten die Meldungen von der Eijen- 
induſtrie. In Frankreich find zur Seit 145 Hochöfen unter 
Feuer, 57 werden neu konſtruiert und 38 find in Reparatur. 
Stillgelegt iſt keiner, während in Deutſchland von insgeſamt 193 
78 ausgeblaſen find. In den erſten 7 Monaten des Jahres wurden 
an Eiſen 5406087 Tonnen erzeugt und an Stahl 4 746 506. 
Auch mit dieſen Ziffern ſteht Frankreich über 
dem Vorkriegsſtand. 

Man darf daher wohl getroſt eine Betrachtung über die Wirt⸗ 
ſchaftslage unſerer Nachbarrepublik mit dem Urteil abſchließen. 
Frankreich hat in den 9 Jahren der Nachkriegszeit nicht nur die 
Spuren des Weltkrieges verwiſcht, ſondern erhebliche 2 
über den Stand von 1915 hinaus gemacht. Wenn auch das Bild der 
Wirtſchaft noch „anormale“ Füge aufweiſt, ſo ändert das nichts 
an dem Urteil, daß fie in voller Aktivität fteht. 


Paul de Lagarde. 


(Geb. am 2. November 1827.) 
Von Dr. Werner Mahrholz. 


Paul de Lagarde iſt eine jener merkwürdigen und abſeitigen 
Prophetengeftalten, an denen die deutſche Geiſtesgeſchichte fo reich iſt: 
zu Lebzeiten ohne nachhaltigen Erfolg, verkannt, mißachtet, mit der 
Welt zerfallen, wächſt ihr Beſtes und ESdelſtes erſt einem nach⸗ 
kommenden Geſchlechte langſam CTragiſch das Schickſal eines 
Propheten, der nicht in ſeiner Zeit wirken darf, dem die unmittel⸗ 
bare Teilnahme am Gefchehen feiner Epoche verwehrt iſt; von dieſer 
Tragik des nicht zur Tat gelangten Propheten iſt die Geſtalt Paul 
de Lagardes umwittert, wie Langbehn, wie Nietzſche, wie Max Weber. 

Lagarde — fein eigentlicher Name iſt Paul Anton Bötticher; 
erſt ſpäter wurde er adoptiert — iſt der Sohn eines Gymnaſiallehrers 
in Berlin, wo er am 2. November 1827 das 
Licht der Welt erblickte. Theologie und 
Orientaliſtik zieht den unter tiefem inneren 
Druck in einer mutterloſen Atmoſphäre auf 
gewachſenen Studenten an: Rückert wird 
fein Lehrer. Mächtigen Eindruck macht das 
Kevolutionsjahr 1848 auf ihn: er reagiert 
darauf als der konſervative Menſch, der er 
im Grunde ift und bleibt. Der Prozeß 

Waldeck aber im folgenden Jahr 1849 wühlt 
ihm auf; fein Gefühl für Recht und Unrecht 

treibt ihn in die Gppoſition zu den ſtaat⸗ 
lichen Mächten; ſein ſittlicher Rigorismus 
zwingt ihn, den Unrecht tuenden Staat zu 
verdammen. In jungen Jahren läßt Lagarde 
ſich in Halle als Privatdozent nieder; ein 
Keiſeſtipendium führt ihn nach London und 
Paris. Beſonders in England erfährt er 
entſcheidende Anregungen: er fieht, was eine 
Nation, eine geſchloſſene Volkseinheit, eigent⸗ 
lich iſt. Engliſche Vorbilder ſchweben ihm 
ſeit dieſen entfcheidenden Jahren 1852 bis — 
1854 vor, wenn er Aritik an deutſchen Zu- 


ſtänden übt. 
er e Rezenſionen über feine 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten zerſtören ſeine aka⸗ 


demiſche Laufbalm für mehr als ein Jahr- 
zehnt. Als Schulmann in Berlin (1854 bis 
1866) findet er ſein ſchmales Auskommen 
und eine nur ſpärliche Muße für die Weiter⸗ 
führung feiner wiſſenſchaftlichen Arbeiten: 
die Teilnahme ſeiner Fachgenoſſen hat er 
trotz aller Bemühungen für lange Zeit 
nicht erlangen können. Berufungen nach 
Halle, Gießen, Kiel wurden durch Intrigen vereitelt, in denen 
der Charakter Lagardes verdächtigt wurde. Durch ein Geſuch 
an den alten Kaifer, damals noch König von Preußen, gelang 
es Lagarde, ſich die äußeren Möglichkeiten für ruhige, wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeit zu ſichern. Schon nach wenigen Jahren — 1869 — 
wurde er dann endlich Profeſſor, und zwar an der damals eben ein- 
verleibten hannoverſchen Univerſität Göttingen, wo er bis zu 
feinem Tode im Jahre 1891 gelebt und gewirkt hat. Don hier ließ 
er ſeine „Deutſchen Schriften“ ausgehen, in denen er ſich über weſent⸗ 
liche Probleme feiner Zeit mit großer Selbſtändigkeit und Uner⸗ 
chrodenheit ausſprach, in einem Sinne, der zu der herrſchenden 
Meinung in keiner Weiſe paſſen wollte. : : 

Neben feinen zahlreichen gelehrten Schriften, die im Grunde um 
eine kritiſche Ausgabe der Heiligen Schrift ſich gruppieren, ſind es 


Paul de Lagarde 


dieſe „Deutſchen Schriften“, die Lagardes eigentliche Bedeutung aus⸗ 
machen. In ihnen ſtößt er aus der Sphäre des Fachgelehrtentums 
vor in die Sphäre des allgemeinen Geiſtes, auf den er als Schrift 
ſteller wirken wollte. In den „Deutſchen Schriften“ wendet er ſich 
an die Gebildeten der Nation ſchlechthinz in ihnen finden ſich jene 
Prophetien, die beim Anfang des Weltkrieges eine Renaiſſance 
Lagardes bewirkten, in ihnen finden ſich die Analpſen des deutſchen 
Weſens und feines inneren Fuſtandes nach der Reichsgründun. „die 
ebenſo ſcharf wie richtig wraen und weſentliche Irrtümer des Beut- 
ſchen über ſich ſelber klar formulierten. Die „Deutfchen Schriften“, 
im Ablauf von mehr als 50 Jahren entſtanden, zu wechſelnden Ge⸗ 
legenheiten geſchrieben, haben es zu La- 
gardes Lebzeiten nur auf zwei Auflagen ge⸗ 

bracht. : 

Fragt man ſich, was das Weſentliche 
der Lagardeſchen Prophetie iſt, ſo muß man 
ſich an die Hauptereigniſſe ſeines Lebens er« 
innern: ſeine konſervative Grundſtimmung, 
wie fie ſich in der negativen Reaktion auf 
das Jahr 1848 erweiſt, feinen ethiſchen Ra⸗ 
dikalismus, wie er ſich anläßlich des Waldeck⸗ 
prozeſſes offenbart, ſeine Konzeption von 
Nation und Polk im Gegenſatz zum Staate, 
wie ſie ihm auf der engliſchen Reife auf⸗ 
gegangen war, ſeine im Kampf gegen die 
Sunft erwachſene innere Selbſtändigkeit, 
und endlich ſeine ſtändige Beſchäftigung mit 
dem Problem des Chriftentums und der Re⸗ 
ligion im Verhältnis zum Volkstum. 

Wie jeder echte Prophet entzündet ſich 
Lagarde am Konkreten eines einmaligen ge⸗ 
ſchichtlichen Fuſtandes. Die Schulkämpfe in 
der Hulturkampfzeit etwa oder die inneren 
Folgen der Reichsgründung, die Aufforde⸗ 
rung, der konſervativen Partei beizutreten, 
das ſind ihm Anläſſe zur Selbſtbeſinnung 
und Predigt an die Zeitgenoſſen. Ohne jede 
Kückſicht auf hergebrachte Meinungen über 
die ſtrittigen Fragen reißt ihn fein morali⸗ 
ſcher Rigorismus fort, die äußerſten Konſe⸗ 
quenzen zu ziehen; dieſer Konſervative von 
Geblüt iſt radikal bis zum letzten. Er will 
nicht erhalten ſchlechthin, er ſtellt die Frage 
nach dem Erhaltenswerten. Er lehnt durch⸗ 
aus den Liberalismus ab, aber er hat ſtark 
demokratiſche Neigungen. Oberſter Wert iſt ihm die Nation; 
ſelbſt in die religiöſe Sphäre hinein verfolgt ihm dieſer oberſte 
Wert Nation; er kann ſich Religion nur in nationaler Aus⸗ 
prägung vorſtellen. Er iſt, um alles mit einem Worte zu ſagen, ein 
paradorer Denker, wurzelnd in einer tiefen Myſtik, die im frei macht 
von konfeſſionellen Schranken, ihn zugleich aber zu einem Anarchiſten 
des Geiſtes ſtempelt. Sein Konfervatismus ift nur der Gegenſchlag 
gegen ſein anarchiſches Temperament, das rigoros alle Inſtitutionen 
dieſer Welt unter den Spruch des abſoluten Rechtes ſtellt. 


Sehr entſcheidende Gedanken hat Lagarde zum Verhältnis von 
Staat und Kirche geäußert; in weiſer Einfühlung, aber von tiefer 
Keligioſität getragen, ſieht er in beiden Geſchichtstatſachen ge 
des Menſchenziels. Von nationalem Pathos befeelt, ſucht er eine 
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„Religion der Zukunft“, die noch geftaltlos ift, tatſächlich aber 
die Menfchen der Gegenwart ſchon ſehr weitgehend erfüllt und 
beſtimmt. Auch das neue Reich, deſſen Gründung er als überzeugter 
Gegner jeden Partikularismus begrüßt hat, iſt ihm in vielen Dingen 
problematiſch. Mit weitem Scharfblick hat er die Schwächen der 
Bismarckſchen Gründung aufgeſpürt, hat er warnend ſeine Stimme 
erhoben gegen Deraltetes, das mitgeſchleppt wurde, hat er Reform 
an Haupt und Glieder gefordert, oft ein wenig utopiſch und welt⸗ 
fremd, oft aber auch mit einer Divination, die durch das Schickſal 


Deutſchland und das Internationale Arbeitsamt. 


Ein Nachwort zu der Tagung ſeines Verwaltungsrats in Berlin 
vom 10. bis 15. Oktober 1927. 

Die internationale Organiſation der Arbeit hat ihre völkerrecht⸗ 
liche Unterlage im Teil 15 des Derfailler Friedensvertrages, dem 
einzigen Teil, der Gegenſtand eines Notenaustauſches und nicht eines 
Diktates geweſen iſt. Deutſchland iſt lange, bevor es dem Völkerbund 
beigetreten iſt, Mitglied der Internationalen Organiſation der Arbeit 
geworden. Bereits die erſte internationale Arbeitskonferenz von 
Waſhington im Jahre 1919 ſprach ſich für Deutſchlands Eintritt in 
die Organiſation aus. 

Die Einrichtungen der Internationalen Arbeitsorganiſation 
ſind: 1. die mindeſtens einmal jährlich ſtattfindenden Konferenzen 
und 2. das Internationale Arbeitsamt am Sitz des Völkerbundes. 
Fu den Konferenzen ent⸗ 
ſendet jeder Mitgliedſtaat 
vier Delegierte (zwei 
Regierungsvertreter und 
je einen Vertreter der 
Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer), die innerhalb 
beſtimmter Grenzen von 
ſogenannten „techniſchen 
Beratern“ begleitet ſein 
dürfen. Die Hauptver- 
ſammlung kann Vor- 
ſchläge und Abfommenent- 
würfe beſchließen. Uuter 
Vorſchlägen ſind allge⸗ 
meine Empfehlungen zum 
Erlaß eines entſprechen⸗ 
den Landesgeſetzes ver⸗ 
ſtanden, die zwar nicht 
in allen Einzelheiten, aber 
doch im Grunde über⸗ 
einſtimmen ſollen. Unter 
Abkommenentwürfen ſind 
Entwürfe von Geſetzge⸗ 
bungsakten zu verſtehen, 
die durch Batifikation 
innerhalb eines beſtimm⸗ 
ten Seitabſchnittes von 
ſeiten der einzelnen Staa⸗ 
ten ein Teil des inter⸗ 
nationalen Rechtes wer⸗ 
den ſollen. Vorſchläge und 
Entwürfe werden rechts⸗ 
wirkſam, wenn zwei Drit⸗ 
tel der anweſenden Dele⸗ 

ierten für ſie ſtimmen. 
Jedoch ſind die Mitglied⸗ 
ſtaaten nicht verpflichtet, 
die von der Konferenz be⸗ 
ſchloſſenen Entwürfe an ⸗ 
zunehmen. Sie müſſen ſie 
lediglich im Verlaufe von 
längſtens 18 Monaten den 
für ſozialpolitiſche Geſetz⸗ 
gebung in Frage kom⸗ 
menden Stellen vorlegen, 
praktiſch alſo wohl in 
allen Fällen den zuftän- 
digen Parlamenten. Eine 
Regierung, die dies zu 
tun unterläßt, läuft Ge 
fahr, daß internationale 
wirtſchaftliche Druckmittel 
gegen ſie angewandt wer⸗ 
den. Immerhin bleibt die 
geſetzgebende Gewalt der 
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unſeres Volkes ſeit der Jahrhundertwende als genial und richtig 
erwieſen worden iſt. 

So ſteht Lagardes Geſtalt vor uns: ein Rufer ins Leere hinein, 
dem das Scho fehlte; ein Prophet, zugleich radikal und konſervativ; 
ein vielgeprüfter Menſch von heißem Temperament und ringender 
Leidenſchaftlichkeit; ein Künder deutſchen Nationalgefühls voll 
Paradorie und Sehnſucht; ein Keligiöſer, dem der kühne Gedanke 
einer „Religion der Zukunft“ aufging, ohne ihn in Kirchenfeindſchaft 
zu treiben. 


Zur Zeitgeſchich ee 


einzelnen Staaten mit Bezug auf die Annahme oder Ablehnung 
internationaler ſozialpolitiſcher Übereinkommen ſouverän. Nur dann, 
wenn ein internationales Übereinkommen ratifiziert würde, jedoch 
nicht oder nicht befriedigend von ſeiten eines Staates ausgeführt 
worden iſt, kann auf Grund einer Beſchwerde gegen einen vertrags⸗ 
untreuen Staat beim Internationalen Arbeitsamt dieſes einen 
Unterſuchungsausſchuß einſetzen, deſſen Mitglieder vom Dölferbund- 
ſekretär beſtimmt werden, und der nach eingehender Prüfung der Be⸗ 
ſchwerde Vorſchläge zu erſtatten und nötigenfalls die wirtſchaft⸗ 
lichen Strafmaßnahmen anzugeben hat, die er gegen den beklagten 
Staat für angebracht hält. Werden ſeine Vorſchläge nicht an⸗ 
genommen, ſo kann der Streitfall dem Internationalen Gerichtshof 
im Haag zur Entſcheidung vorgelegt werden. 

Die ſtändige Derwaltungseinrichtung der 
Arbeitsorganiſation iſt das Internationale 
amt. Seine Aufgaben ſind: Sammlung und Weitergabe 
von Materialien, welche ſich auf die internationale Regelung 
der Arbeitsverhältniſſe beziehen; Vorbereitung der Ver- 
handlungen der internationalen Arbeiterſchutzkonferenz, ein⸗ 
ſchließlich des Studiums der beratenden Gegenſtände 
der Tagesordnung; Durchführung von Unterſuchungen, welche 
diefe Konferenz anordnet; Entgegennahme der Berichte der Mit- 
Bar über die Maßregeln zur Durchführung internationaler 

bereinkommen betreffend das Arbeitsrecht ſowie Behandlung und 
Beſchwerde von Nichteinhaltung ſolcher Übereinkommen ufw. 

Die Tätigkeit des Arbeitsamts wird überwacht durch einen Per ⸗ 
waltungsrat, der dem Direktor des Amtes in perſoneller wie ſach⸗ 
licher Hinſicht Anweiſungen erteilt. Zur Zeit ſetzt ſich der Der- 
waltungsrat nach den Beſtimmungen des Artikels 595 des Vertrages 
von Derfailles aus 24 Mitgliedern zuſammen, von denen 12 Regie- 
rungsvertreter und je 6 Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ſind. Von den 12 auf die Regierung entfallenden Sitzen werden 8 
von den 8 Hauptinduſtrieſtaaten ſtändig eingenommen. Dieſe Staaten 
find nach der vom Völkerbundsrat am 22. September 1925 getroffe- 
nen Auswahl: Deutſchland, Großbritannien, Frankreich, Belgien, 
Italien, Japan, Kanada und Indien. Künftig ſoll ſich der Der- 
waltungsrat gemäß einem Beſchluſſe der Internationalen Arbeits- 
konferenz vom Jahre 1922 aus 52 Vertretern zuſammenſetzen, von 
denen 16 Regierungs vertreter und je 8 Vertreter der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ſein ſollen. Da die Durchführung dieſes Beſchluſſes 
eine Anderung der Beſtimmungen des Derfailler Friedensvertrages 
notwendig macht, zu der Dreiviertel der Mitgliedſtaaten der Inter ⸗ 
nationalen Arbeiterorganiſation und alle Mitgliedſtaaten des Völker ⸗ 
bundsrats ihre Einwilligung geben müſſen, die bisher noch nicht zu 
erreichen war, ift dieſe Anderung noch nicht in Kraft getreten. 

Die hauptſächlichſten Aufgaben des Verwaltungsrates liegen 
neben der bereits erwähnten Beauffichtigung der Tätigkeit des Inter⸗ 
nationalen Arbeitsamtes in der Feſtſetzung der Tagesordnungen für 
die Arbeitskonferenzen. Die Regierungen der Mitgliedſtaaten ſowie 
die maßgebenden Mitgliedverbände der Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer können dem Verwaltungsrat hierfür Vorſchläge unterbreiten. 
Weiterhin hat der Verwaltungsrat die Beſchwerden über Nichtdurch⸗ 
führung oder ungenügende Durchführung eines Übereinkommens zu 
bearbeiten, die von den Mitgliedſtaaten der Internationalen Arbeits» 
organiſation oder von Berufsverbänden der Arbeitgeber oder Arbeit- 
nehmer erhoben werden. Handelt es ſich um Beſchwerden von Berufs- 
verbänden, fo kann der Verwaltungsrat die Beſchwerde derjenigen 
Regierung, gegen die ſie ſich richten, mit dem Erſuchen übermitteln, 
ſich dazu zu äußern. Außert ſich die betreffende Regierung nicht oder 
nach Anſicht des Verwaltungsrats nur ungenügend, ſo hat der Rat 
das Recht, Beſchwerde und etwaige Antwort zu veröffentlichen. Be- 
ſchwert ſich ein Mitgliedſtaat gegen einen anderen, fo kann der Der- 
waltungsrat des Internationalen Arbeitsamts ſich mit der beklagten 
Regierung in Verbindung ſetzen oder aber ſofort die Bildung eines 
Unterſuchungsausſchuſſes zur Prüfung und Berichterſtattung über 
die ſtrittige Frage herbeiführen. 

Sum erſtenmal ſeit dem Beſtehen der internationalen Arbeits- 
organifation hat der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes vom 10. bis 18. Oktober dieſes Jahres in Berlin getagt. Die 
beſondere politiſche Bedeutung, die dieſer Tatſache zukommt, liegt 
vor allem darin, daß mit dieſer Tagung auch zum erſtenmal eine 


internationalen 
Arbeits ⸗ 


Der Heimatdienft 


OO — ³ .. — 
— — —(— — ——— — 


Inſtitution des Völkerbundes, ein durch den Friedensvertrag ge⸗ 
chaffenes internationales Gremium, deſſen Beratung nicht nur 
See zwiſchen Deutſchland und den ehemals feind⸗ 
lichen Staaten dienen ſollte, in der Reichsgauptſtadt verſammelt war. 

Die Tagesordnung für die Berliner Verhandlungen des Der- 
waltungsrates ſah vor: den Bericht des Direktors des Internatio⸗ 
nalen Arbeitsamtes, der diesmal beſonders umfangreich war und 
einen vortrefflichen Überblick über die Entwicklung der internatio 
nalen Sozialpolitik bot, Erörterungen über den Ber icht der Bergbau- 
Enquete⸗Kommiſſton, der Kommiſſion für die geiſtigen Arbeiter und 
der Kommiſſion zur Behandlung der Arbeitsloſenfrage, der Sach⸗ 
verſtändigen⸗Kommiſſion für die Frage der Eingeborenenarbeit, ſowie 
eine Ausſprache über die Tagesordnungen der Internationalen 
Arbeitskonferenzen der Jahre 1928 und 1929. Daneben wurden noch 
einige die innere Organiſation des Amtes betreffende Fragen 
erörtert, ſo insbeſondere der Entwurf zu einem Fragebogen, den die 
Regierungen jener Länder zu bantworten haben, die Übereinkommens⸗ 
entwürfe ratifiziert haben. Auch hatte der Derwaltungsrat noch die 
periodiſchen Drudfcriften des letzten Dierteljahres zu prüfen und zu 
beurteilen, 

Die inneren Schwierigfeiten, unter denen eine internationale 
Organifation, in der neben Regierungsvertretern paritätiſch Arbeit ⸗ 
geber⸗ und Arbeitnehmervertreter ſitzen, und beſonders die 
offizielle ſozialpolitiſche Einrichtung des Völkerbundes, das 
Internationale Arbeitsamt, zu leiden haben, kamen erſt am 
letzten Verhandlungstag bei der Erörterung der Fuſammenarbeit 
Wirtſchaftskomitee des Völkerbundes de zum Ausdruck. Bekannt- 
lich hat der Völkerbund auf den 0 der Weltwirtſchaftskonferenz 
hin die Errichtung eines beratenden Wirtſchaftsausſchuſſes am Sitze 
des Völkerbundes beſchloſſen. der Völkerbundrat iſt hierauf an das 
Internationale Arbeitsamt mit der Aufforderung herangetreten, in 
dieſen Ausſchuß, der aus 55 Mitgliedern beftehen ſoll, 3 Arbeit⸗ 
nehmervertreter zu entſenden. Der Direktor des Internationalen 
Arbeitsamts, Albert Thomas, will ſich jedoch hiermit nicht zu⸗ 
frieden geben. Er hat deshalb dem Verwaltungsrat bei feiner 
Berliner Tagung eine Expoſé vorgelegt, in welchem er empfahl, den 
Völkerbundrat zur Aufnahme auch noch dreier Arbeitgeber⸗ 
vertreter aus dem Bereich des Internationalen Arbeits- 
amts aufzufordern. Für dieſen Vorſchlag trat indeſſen nur 
die Arbeitnehmergruppe des Verwaltungsrats ein, während die 
Arbeitgebervertreter zuſammen mit den Regierungswertretern dagegen 
votierten. Die Regierungsvertreter, weil fie in das beratende Wirt⸗ 
ſchaftskomitee des Völkerbunds keine weiteren Arbeitgebervertreter 
mehr entſandt, ſondern dieſen Ausſchuß durch eine Vermehrung der 
Arbeitnehmermitglieder nach der ſozialen Seite verſtärkt wiſſen 
wollten; die Arbeitgeber, weil ſie — wie ſie ſagten — eine Trennung 
der ſozialpolitiſchen von der wirtſchaftspolitiſchen Tätigkeit im 
Geſamtrahmen der Dölferbundeinrichtungen für tunlich hielten. 

Die endgültige Entſcheidung darüber wurde auf die Januar⸗ 
tagung des Verwaltungsrats vertagt. Das politiſche wie ſozial⸗ 
politiſche bedeutſamſte Ergebnis der Berliner Tagung des Der- 
waltungsrats war jedoch die rückgaltloſe Anerkennung der deutſchen 
ſozialpolitiſchen Leiſtungen durch den Direktor des Internationalen 
Arbeitsamts, Albert Thomas, wie durch den Präſidenten des Ver⸗ 
waltungsrats, Arthur Fontaine. Dies kam beſonders deutlich zum 
Ausdruck, als Jouhaur, der Führer der franzöſiſchen Gewerkſchaften, 
es ſich nicht nehmen ließ, bei Gelegenheit der Berichterſtattung des 
Direktors Albert Thomas über die ſeit der letzten Tagung des Ders 
waltungsrats vollzogenen Katifikationen darauf hinzuweiſen, daß 
Deutſchland, trotz wiederholter zuſagender Erklärungen, das Waſtzing⸗ 
toner Abkommen über den achtſtündigen Arbeitstag bisher noch nicht 
ratiftziert habe. Ohne hierauf formell und mit Bezug auf den Einzel⸗ 
fall der Arbeitszeit zu erwidern, führte Präſident Fontaine im 


Anſchluß an dieſe Worte aus: „Während die Geſetzgebung mancher 


Staaten ſo vorgeht, daß ſie allgemeine Grundſätze, deren Berechtigung 
ſie erkannt hat, ſogleich den Schwierigkeiten anzupaſſen ſucht, die ſich 
aus ihrer eigenen Praxis ergeben, ziehen Sie (ode deutſche Regierung) 
es vor, diefe Schwierigkeiten von vornherein in Rechnung zu ſtellen, 
die geeigneten Löſungen dafür kennenzulernen und dann erſt auf 
dem Wege der Geſetzgebung dieſe Grundſätze mit allen daraus ich 
ergebenden Folgerungen zu verwirklichen. Man kann daher hoffen, 
daß Sie, wenn fie einmal ihren Beitritt zu einer Konvention erklärt 
haben, ſich beſonders feſt und zuverläſſig daran halten werden.“ 
mit anderen Worten: Präſident Fontaine hielt die deutſche 
Methode der vorhergehenden Anpaſſung der nationalen ſozialpolitiſchen 
Geſetzgebung an die internationalen Notwendigkeiten für einen ebenſo 
gangbaren Weg zum Siel der ſozialen Befriedung, wie die andere 
und umgekehrte Methode der Ratifizierung mit darauffolgender und 
dementſprechender Ausgeſtaltung der nationalen ſozialpolitiſchen 
Geſetzgebung eim internationalen Sinne. Wer da weiß, wie völlig 
unzureichend die Durchführung der Ratifikationen in den meijten 
Staaten, die den zweiten Weg gewählt haben, heute noch iſt, wird 
nicht im Zweifel darüber ſein, 
Intereſſe der Arbeitnehmerſchaft, die zwar formell langſamere, in 
ihrer Wirkung jedoch gründlichere und in ihrer internationalen 
Zuverläſſigkeit brauchbarere iſt. A 


daß die deutſche Methode im⸗ 


Jedenfalls iſt es wichtig, dieſe Stellungnahme Fontaines feſtzu⸗ 
halten, um allen Anwürfen wegen Nichtratifizierung von Überein- 
kommensvorſchlägen, die Deutſchland auf den internationalen Arbeits ⸗ 
konferenzen in den letzten Jahren ſelbſt mit beſchloſſen hat, ohne ſie 
jedoch bisher zu ratifizieren, mit guten Gründen begegnen zu können. 

N hat bisher vier Übereinkommen ratifiziert. Es find 
dies die Übereinkommen über die Arbeitsloſigkeit (Waſhington 1919), 
die Stellenvermittlung der Seeleute (Genua 1920), das Vereins- und 
Koalitionsrecht der Landarbeiter und die Entſchädigung der Land⸗ 
arbeiter bei Arbeitsunfall (Genf 1921). Gelegentlich der Berliner 
Tagung hat der Verwaltungsrat von der weiteren Ratifizierung 
des MWafhingtoner Übereinkommens über die Beſchäftigung von 
Frauen vor und nach der Niederkunft Kenntnis erhalten. Eine Vor⸗ 
lage über die Ratifizierung zweier übereinkommen über die Kranken- 
verſicherung, die in dieſem Jahre angenommen find, ſteht unmittel- 
bar bevor. Eine Reihe weiterer Ratifizierungen wird nach Der- 
deer Bess des großen Arbeitsſchutzgeſetzentwurfs möglich ſein, 
deſſen Beratung in den nächſten Tagen vom Reichsrat in Angriff 
genommen wird. Auch auf anderen ſozialpolitiſchen Teilgebieten 
werden ſeitens des Reichsarbeitsminiſteriums Vorlagen zur Rati⸗ 
fizierung und Durchführung einiger internationaler Übereinkommen 
vorbereitet. Dr. Bruno Raueder, 


Die Gemeindewahlen im Hultſchiner Ländchen. 


Die Gemeindewahlen im Hultſchiner Ländchen, die allerdings 
nur in 20 Gemeinden vorgenommen worden ſind, wobei die 
größten Gemeinden, wie die Stadt Hultſchin, Deutjch- Kawarn, 
Petershofen, Ludgerstal und andere, nicht gewählt haben, haben 
gegenüber den Gemeindewahlen von 1925 einen ganz gewal- 
tigen Fortſchritt deutſcher = 
Organtfationsarbeit ge 
bracht. 1925 konnte in den 
20 Gemeinden größten ⸗ 
teils eine deutſche Wahl ⸗ 
liſte infolge des tichecht- 
ſchen Terrors überhaupt 
nicht aufgeſtellt werden. 
Das war der Fall in 
Hoſchialkowitz, Kuchelna, 
Koblau, Oderſch, Bob⸗ 


eownik, Haatſch, Weiden x 


yon 


thal, Oppau, Sawada, 
und Bielau. In den 
meiſten dieſer Gemeinden 
find die deutſchen Par- 
teien am 16. Oktober 
trotz ſtarken tſchechiſchen 
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meinſchaftliche Liſte aufgeftellt worden. Im übrigen fanden die Wahlen 
unter dem ſchärfſten Druck ſtatt. Bergleute wurden, beſonders in Kosmütz, 
mit der Arbeitsentlaſſung bedroht. In tſchechiſchen Plakaten wurde die 
Falſchmeldung von einem endgültigen Verzicht des deutſchen Reichs ⸗ 
tages auf das Hultſchiner Ländchen verbreitet. Die Bodenzuteilungs- 
reform wurde in den Dienſt der tſchechiſchen Wahlagitation geſtellt. 
In einzelnen größeren Dörfern war der deutſche Wahlſieg beſonders 
auffällig. In Beneſchau erkämpfte die deutſche Partei 14 Mandate; 
in Haatſch ſtehen den 16 deutſchen Mandaten s tſchechiſche Mandate 
gegenüber. In Hoſchialkowitz, Kuchelna, Köberwitz, Koblau und 
Bobrownik ziehen deutſche Vertreter ins Gemeindeparlament. Gegen 
die Wahlen in Klein⸗Hzoſchütz und Schreibersdorf hat die Chriſtlich⸗ 
ſoziale Volkspartei Proteſt eingelegt. Als Ergebnis der 
Wahlen am 16. Oktober muß demnach feſtgeſtellt 
werden, daß trotz des tſchechiſchen Druckes und 
der ESinſchüchterungsverſuche die treudeutſchen 
Hultſchiner ſich wacker behauptet und in den 
meiſten Gemeinden einen deutſchen Sieg er ⸗ 
rungen haben. 


Die Mißernte in den Küftengebieten und 
ihre Bedeutung für Deutſchland. 


Die deutſche Wirtſchaft befindet ſich ſeit Ende der Inflation 
zweifellos in einer Aufwärtsbewegung. Auch die Landwirtſchaft iſt 
an dieſer Aufwärtsbewegung beteiligt. Don einem Wiederaufbau 
der Wirtſchaft der Vorkriegszeit ſind wir aber noch weit entfernt. 
Dies gilt für die Landwiriſchaft noch mehr als für die Induſtrie. 
Werfen wir einen kurzen Blick auf die Entwicklung der landwirt⸗ 
. Produktion ſeit dem Kriege, wobei wir von den erſten 
zwei Jahren (1919 und 1920) ganz abjehen wollen, und vergleichen 
wir die Geſamterträgniſſe an Getreide und Kartoffeln im Durch ⸗ 
ſchnitt von Triennien, um die Fufälligkeiten, die ſowohl bei ein ⸗ 
zelnen Jahren wie einzelnen Früchten obwalten, alſo insbeſondere 
die Wetterkonjunktur, möglichſt auszuſchalten, indem wir, um das 
Geſamterträgnis auf einen Nenner zu bringen, Kartoffeln nach ihrem 
Nährwertverhältnis zu Korn mit einem Fünftel ihrer Menge ein- 
ſetzen, ſo ergibt ſich folgendes Bild: 

Ernten in 1000 t im Deutſchen Reiche (neues Gebiet auch 1911/15) 


Jahresdurchſchnitte: 
10 /½1 | 1921/23 | 1924/26 | 192? 


Summe: 


Korn allein 24 720 | 16 005 | 17 956 | 19420 

Korn u. Kartoffeln 32 312 | 22631’ | 25 166 — 
Verhältnis zu ı9u/ıs: 

Korn allein 8 100 64, 22,6 29 

Korn u. Kartoffeln 100 20,0 772,9 — 


(Korn: Roggen, Weizen, Spelz, Gerſte, Hafer.) 

Der Geſamtproduktionswert des Pflanzenbaus, in Vorkriegs⸗ 
kaufkraft ausgedrückt, berechnet nach der in Schmollers Jahrbuch 1927, 
Heft 4, von mir angegebenen Methode, war 1924/26: 29 v. B. des 
Wertes von 1911/15. Das Jahr fcheint ein „Rekord“ jahr 
werden zu wollen, wie 1925. Hier liegen auch Vorſchätzungen natür⸗ 
lich einſtweilen nur für Getreide vor. Die Körnerernte ſoll hiernach 
faſt ebenfoviel zu ergeben verheißen wie 1925, nämlich 19,5 Mill. t. 
1925 waren es 19,6. 

Demnach fieht es fo aus, als ob Mißernte der nordoft- 
deutſchen Küftengebiete durch die Erträgniſſe in anderen 
Gebieten weit mehr als nur ausgeglichen würde. Jedoch ſind oft 
genug die 5 des September durch die endgültigen 
des Dezember gewaltig abgedämpft worden. 

welche Rolle fpielen nun die Küſten gebiete? Für die 
Getreide- wie auch für die Kartoffelernte kommen vor allem Pom ⸗ 
mern und Mecklenburg in Betracht. Dies ſind gleichzeitig die 
Gebiete mit ſtärkſtem Großgrundbeſitz. In beiden tft die Land ⸗ 
wirtſchaft in Technik und Betriebsorganiſation hochent⸗ 
wickelt. Trotz der Ungunſt des Klimas ftehen in Normaljahren die 
Beftarerträge rd. 10 v. H. über dem Keichsdurchſchnitt. Der intenſive 
Betrieb herrſcht hier vor. Beſonders gilt dies für Pommern. Auch 
die Arbeits verhältniſſe find hier mit am beſten geregelt. 
Dies hat keinen geringen Einfluß auf die Betriebsgeſtaltung. 

Die pommerſche Landwirtſchaft insbeſondere kann 
in techniſcher, betrieblicher wie ſozialer Hinſicht wohl als ein 
Mwfter gelten. Nicht zum wenigſten unter dem Einfluß ihres 
tatkräftigen Führers, des verewigten Freiherrn von Wangen ⸗ 
heim, haben die pommerſchen Großlandwirte mit vollem Perſtänd⸗ 
nis ihre Einrichtungen der neueren Entwicklung anzupaſſen ver⸗ 
ſtanden. Trotz — unter den Nullpunkt ſinkender — Rentabilität 
wird mit Hilfe des dank Inflationsentſchuldung noch offenen Kredits 
die Intenſität aufrechterhalten, wiewohl die Pommerſche Landwirt⸗ 
ſchaftskammer in einer neueren Veröffentlichung nachwies, daß 
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die intenfivfter Betriebe fo ſchlecht ihre Bilanzen des Jahres 1925/26 
abgeſchloſſen haben wie die ertenjivften, mit ſehr beträchtlichen 
Verluſten. 

Die Getreideernte der drei von den Wetterſchäden mit am 
meiſten betroffenen Gebiete: Pommern, Mecklenburg⸗Schwerin und 
»Strelig machte 1911/13 von der des Reiches etwas über ein Neuntel, 
1924/26 ſogar faſt ein Achtel aus, einſchließlich der Kartoffelernten 
noch etwas mehr, 1927 wahrſcheinlich kaum ein Zehntel. Die Körner⸗ 
erträge waren in dieſen Gebieten im Jahresdurchſchnitt in tauſend t 
BB t... c 8 L L L L L 


1911/15 | 1924 26 1927 


höchſtens 
1900 


Um das Ernteergebnis ſowohl im Reiche wie in den vom Un⸗ 
glück betroffenen Küſtengebieten auch nur rein quantitativ zu 
würdigen, muß man beſonders dieſe Fahlen der Entwicklung in 
Betracht ziehen. Die Landwirtſchaft der Küſtengebiete hatte ſich, wie 
man fieht, in den Vorjahren von den Schlägen des Krieges beſſer 
oder genauer: weniger ſchlecht erholt als die des Reiches im Durch ⸗ 
ſchmitt. Das Jahr 1927, das für das Reich nach der Vorſchätzung ein 
— relatives Rekordjahr werden ſoll, droht in den norddeutſchen 
Küftengebieten einen ganz beſonders ſtarken Kückſchlag zu bringen. 
Sowohl fürs Reich wie für dieſe Küſtengebiete iſt außerdem aber zu 
betonen, daß auch in der Landwirtſchaft ſelbſt nur Stillſtand 
ſchon unbedingt Rückſchritt bedeutet. Vor dem Kriege wuchs die 
landwirtſchaftliche Erzeugung ſogar etwas ſtärker als die Dolfszahl. 
Heute müßten normalerweiſe die Ernten etwa 10 v. H. über dem 
Stande von 1911/5 ertragen. Sie ergeben dagegen im Reiche ſelbſt 
in einem für jetzige Derhältniffe noch günftigem Jahre 20 v. H. 
weniger als früher ſich in Mittel jahren ergaben, und in den 
heimgeſuchten Küſtengebieten ſogar 50 v. . weniger. 

Dies, ſoweit die Quantität in Betracht kommt. Während 
nun die Qualität im allgemeinen nicht ſtark unternormal zu 
werden droht, für Roggen bzw. Weizen im Durchſchnitt Preußens 
nach dem Deutſchen Landwirtſchaftsrat Hektolitergewichte von unter 
68 bzw. 75 kg nur bei 52 bzw. 29 v. 5. der Ernte zu ergeben ver⸗ 
ſpricht, ſind dieſe Untergewichte in Pommern nach der Schätzung bei 
62 bzw. 69 v. H. der Ernten zu erwarten. In einzelnen Gegenden 
find die Schäden noch gewaltig größer; fie gehen bis zu 50 v. 5. 
Ernteverluſt. In Mecklenburg ftehen die Dinge nicht beſſer. Nach 
alledem kann man wohl die Größe des Schadens ermeſſen, durch den 
der landwirtſchaftliche Wiederaufbau aufs ſtärkſte gehemmt wird. 

Mögen dieſe Feilen zum Derftändnis der ganzen Lage beitragen, 
zum Bewußtſein, wie weit wir von der Erneuerung der normalen 
wirtſchaftlichen Entwicklungskraft noch entfernt ſind und eine wie 
ſtarke Produftivfraft im richtigen Gefühl des Volkes für die Be- 
drängniſſe der Arbeitenden liegen kann. 

Dr. Walter Claaſſen, Volkswirt R. D. B., Berlin ⸗Lankwitz. 


Deutſche Wahlerfolge in Südflawien, 

Bei den am 11. September d. J. ftattgefundenen Skupſchtina⸗ 
wahlen haben die Deutfchen an Geſamtſtimmen die Fahl as 041 er- 
reicht. vergleicht man dieſes Ergebnis der diesjährigen Wahlen 
mit denen der früheren, jo ergibt eine Zuſammenſtellung die erfreu- 
liche Tatſache, daß die Deutſche Partei trotz oft ſtärkſtem Terror ſtets 
an Stimmen zugenommen hat. Die Entwicklung in den einzelnen 
Wahlkreiſen zeigt folgende Ergebniſſe: 


8 102 | 125 | 192 
Marburg-Eilli . 5770 
se 1610 
yrmien . . - 4331 
Oberes Banat 8 121 
Unteres Banat 6 605 
Subotica. — 
Neuſatz 6125 
Sombor 15 429 
zuſammen: 45 415 45 12 | 46 041 


So erfreulich dieſes Bild der Entwicklung auch iſt, fo iſt der 
Erfolg doch nur ein relativer. denn während die Fahl der Ab- 
geordneten 1925 noch fieben betrug, ſank fie infolge der Feſtſetzung eines 
neuen Quotienten nach den Wahlen 1925, die man freilich als keine 
„freien“ Wahlen bezeichnen kann, auf fünf herunter, womit die 
Deutſche Partei das Recht der eigenen Ulubbildung verloren hatte. 
Bei den im September d. J. erfolgten Wahlen gelang es nun doch 
wieder, die Fahl der Mandate auf ſechs zu erhöhen, jo daß der Klub 
der deutſchen Abgeordneten nunmehr auch im Sinne der parla- 
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mentarifchen Geſchäftsordnung den Charakter eines eigenen 
Klubs erhält. Gewählt wurden die bisherigen fünf Abgeordneten 
Dr, Kraft, Dr. Mofer, Dr. Graßl, Dr. Neuner und D. Schumacher, 
außerdem Dr. Bartmann, der bereits 1925 dem ſüdſlawiſchen Parla- 
ment angehörte. Bei einer Geſamtzahl von etwa 560 000 Deutſchen 
(nach Geſemann), d. ſ. 4,4 v. . der Einwohner des ſüdſlawiſchen 
Staates, erweiſt ſich der bei den letzten Wahlen gewonnene Fortſchritt 
freilich als nicht befriedigend. Die Deutſche Partei ſelbſt rechnete 
auch mit zehn Mandaten, die ſie allerdings noch nicht zu erlangen 
vermochte. Zieht man aber mit in Betracht, daß es der Deutſchen 


Partei von ſeiten der Regierung nicht leicht gemacht wurde, ihre 


MWählerfchaft organiſatoriſch zu erfaſſen, daß dieſe zu einem Teil in 
einem nicht geſchloſſenen Siedlungsgebiet wohnt, und daß in einigen 
Kreiſen, wie in Subotica, in Krain uſw., die Deutſche Partei über-- 
haupt keine Kandidaten aufftellte, die Deutſchen hier für eine 
politiſch näherjtehende ſloweniſche reſp. kroatiſche Partei ſtimmten, 
jo erſcheint der Erfolg der letzten Wahlen doch immerhin zu Hoff⸗ 
nungen zu berechtigen, die für die weitere Entwicklung der politiſchen 
Organiſation der Deutſchen Südflawiens ſprechen. Dies um fo mehr, 
als in einzelnen Wahlkreiſen der Deutſchen Partei oft nur mehr ganz 
wenige Stimmen fehlten — im Ureiſe Marburg⸗CTilli 135 Stim⸗ 
men —, um ein neues Mandat zu erringen. P. 


Werkstoffschau in Berlin. 


Von Siegfried Hartmann. 


Der Titel der Berliner Ausſtellung am Kaiferdamm ift um⸗ 
faſſender als die Ausſtellung ſelbſt. Das ift aber kein Vorwurf. 
Eine Ausſtellung, die uns jeden menſchlichen Werkſtoff vorführen 
wollte, müßte ungeheuerlich groß werden, müßte durch die Über⸗ 
fülle der Erſcheinungen mehr verwirren, denn klärend wirken. 
Man hat ſich daher beſchränkt, und zwar in diefem Jahre auf die 
Metalle (geteilt in die ee „Stahl und Eifen“ und „Nicht⸗ 
eiſenmetalle“) und auf die eleftrifchen Iſolierſtoffe, d. h. die grund⸗ 
legenden Bauftoffe der Eifen und Metall 
und Induſtrie und der Elektrotechnik. 

Der Sweck der Ausſtellung, die von einer großen fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Tagung begleitet wird, beſteht darin, auch die Der- 
braucher mit dem großen Fortſchritt in der Verbeſſerung der 
genannten Werkſtoffe bekanntzumachen und ihnen die Mittel und 
Wege zu zeigen, wie man ſie zweckmäßig verwendet bzw. prüft. 

Was auch jeder Nichtfachmann weiß: daß es ſchlechtes und 
gutes Eiſen gibt, daher auch ſchlechte und gute Meſſer, das wird 
bier wiſſenſchaftlich und doch äußerſt gemeinverſtändlich im einzelnen 
klargelegt. 

Die deutſche Induſtrie ſucht mit Fug und Recht durch ſtändige 
Erhöhung der Qualität ſich auszuzeichnen. Qualitätsarbeit hat aber 
zur Dorausfegung, daß hochqualifizierte Werkſtoffe verwendet werden. 
Es kommt darauf an, unter weitgehender Ausnutzung wiſſenſchaft 
licher Forſchung, die in Deutſchland ja bodenſtändig iſt, in möglichſt 
e e weiſe die Werkſtoffe ſtändig zu verbeſſern. Ein 
klaſſiſches Beiſpiel dafür, das wir herausgreifen, iſt die Vorführung 
eines neuen Hartmetalls — „Kraftmetall” genannt — von außer⸗ 
gewöhnlicher Härte. Wenn wir z. B. irgendwo ein Sandſtrahlgebläſe 
betreiben, das die ſcharfen Quarzmetalle des Sandes durch eine Düſe 
heraustreibt, fo liegt es auf der Hand, daß diefer Sand nicht nur das 
damit beſpritzte Werkſtück reinigt, ſondern auch ſtändig die Düſenöffnung 
ausſchleift, durch die er heraustritt. Das bedingt einen außerordent⸗ 
lich raſchen Derfchleiß, der höchſt teuer iſt und unangenehm, weil 
jede Auswechſlung zur Arbeitsunterbrechung nötigt. Wenn es 
alfo gelingt, einen neuen Stoff zu finden, der vielleicht drei. 
fünf., ja zehnmal ſolange hält, fo bedeutet das einen gewaltigen 
Fortſchritt. Wir ſagen auch nicht zuviel: von ſolcher ſcheinbaren 
Kleinigkeit hängen die wichtigſten Binge ab, z. B. die wirtſchaft⸗ 
liche Durchführung der Umwandlung von Kohle in Ol. Derartige 
Errungenſchaften werden in der Ausſtellung in großer Fahl 
vorgeführt. 

Ein beſonderes Derdienft der Schau liegt darin, daß man von 
vornherein den Aufbau ſo getroffen hat, daß nicht nur der Fach ⸗ 
mann eine Unſumme Neues lernen kann, ſondern daß auch der 
Nichtfachmann ein anſchauliches und klares Bild bekommt, weil die 
wichtigſten und intereſſierteſten Dinge vor feinem Auge auf hierzu 
eigens aufgeſtellten Maſchinen geprüft 
werden, d. h. man behauptet nicht ac die 
verbeſſerte Qualität durch fchöne Tiber- 
ſchriften, ſondern beweiſt ſie durch Experi⸗ 
mente. Dadurch bekommt die Schau auch 
Leben und wirkt weit eindringlicher als ein 
bloßes Auslegen fertiger Dinge. 


Um noch einiges herauszugreifen: neben 
dem ſchon erwähnten „Kraftmetall”, das von 
einer ungewöhnlichen Widerſtandsfähigkeit 
gegen mechaniſche Abnutzung iſt, ſehen wir 


verarbeitenden Gewerbe 
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die ihm verwandten neuen Metalle zur Herſtellung von 3 
aller Art, die es dem Schloſſer und Mechaniker geſtatten, in der 
gleichen Seit etwa zehnfache Arbeit zu leiſten, wie mit dem früher 
üblichen Stahl (Kohlenſtoffſtahl). Wir erfahren aber auch, wo zur 
Seit die Grenzen der Leiſtung liegen, worauf Rüdficht genommen 
werden muß, und wie man es anzufangen hat, um die an ſich teuren 
neuen Stoffe wirtſchaftlich richtig auszunutzen. 

An anderer Stelle werden neue W e Härteverfahren vor ⸗ 
tee In einer befonders intereſſanten zeigt man die um⸗ 
faſſende Verwendung der neuen roſtfreien Stahlarten, die uns z. B. 
Platin und andere Stoffe erſetzen helfen, erſetzen aber im beſten Sinne, 
denn in faſt allen Fällen leiſtet der neue raſtfreie Stahl weit mehr als 
die früger verwendeten Eiſenſorten, die erſt nachträglich durch aller⸗ 
hand Überzüge gegen Roftangriffe geſchützt werden mußten. Zum 
Teil eröffnet er ganz neue Wege. 

Nöchſtes Intereſſe erheifchen die Derbefferungen auf dem Gebiet 
der Leichtmetalle. Das Aluminium hat durch verfchiedene Fuſätze 
völlig neue Eigenſchaften erlangt. Dabei erweiſt ſich das noch 
leichtere Magneſium als unentbehrlicher Helfer. Die Werkſtoffſchau 
zeigt uns im einzelnen, wozu ſich die neuen Legierungen beſonders 
gut eignen, wie: Duralumin (bekannt aus dem Feppelinbau), Lautal, 
Silumin, Alumin, Elektron uſw. 

Das alles Es nur Andeutungen, die die ungewöhnliche Reich- 
haltigkeit des Gebotenen nicht annähernd umreißen können. 

Nur noch ein Wort über die elektrotechniſchen Iſolierſtoffe. Die 
Frage einer rationellen Derforgung eines großen Landes mit billigem 
Strom iſt eine Frage der Spannung, die wir bei der Übertragung 
unbedenklich anwenden können. Dieſe Spannung hängt ihrer Größe 
nach aber einzig und allein von der Güte der . ab, deren 
Aufgabe es ja iſt, zu verhindern, daß die Elektrizität den ihr 
vorgeſchriebenen Weg verläßt. Daß wir heute ſo weit ſind, 
1000000 Volt zu beherrſchen, iſt der deutſchen Iſolierſtoff⸗ 
technik zu verdanken. In einem allerdings mehr als Schauspiel wir⸗ 
ar Derfuchsfeld werden den Beſuchern der Schau dieſe Leiſtungen 

ewiefen. 

Aber die Werkſtoffſchau hat noch ein anderes Derdienft: fie 
ſchafft eine neue Art von Ausſtellung: die anonyme Ausſtellung. 
Kein Firmenſchild iſt auf ihr zu leſen. Die in Frage kommende 
Induſtrie hat in ihrer Geſamtheit die Ausſtellung veranſtaltet. 
Wer einen Herfteller wiſſen will, kann ihn erfahren, aber kein 
Plakat kündet ihn an. Die privatwirtſchaftlichen Sonderintereſſen 
des einzelnen find bewußt zurückgedrängt hinter die gemeinwirt« 
ſchaftli Intereſſen. Daher iſt auch die Schau von einer un⸗ 
lelrefflicen Aberſichtlichkeit, frei von ermüdenden Wieder⸗ 
holungen, klar und ſtreng 1 gegliedert. Sie iſt eine kon⸗ 
zentrierte Ausſtellung deſſen, was erfahrene Fachleute als das 

Intereſſanteſte und Wichtigfte „ 
haben. Für manchen daher vielleicht keine 
ganz leichte Hoſt, aber ein ſchlagender 
Beweis, daß die deutſche Induſtrie ſich mit 
überraſchender Schnelligkeit aus der bes 
rüchtigten Erſatzſtoffwirtſchaft befreit hat. 
Vielleicht gerade deshalb, weil dieſe harte 
und bittere Schule ihr beſonders wertvolle 
Erfahrungen vermittelte. 


Der Qualität des Dorgeführten entſpricht 
die Qualität der Vorführung. 
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Der Heimatdienft 


Ein gutes 


Hindenburg ⸗Bild 


in jedes deutſche Haus 


Das Titelbild der Nummer 19 wurde nach einem Holzſchnitt von Heinz 
Schleſing hergeſtellt. Das Bild iſt ſo eindrucksvoll und lebenswarm, daß man 
den greiſen Präſidenten perſönlich vor ſich zu ſehen vermeint. 

Da wir glauben, daß auch bei vielen Leſern des „Heimatdienſtes“ der Wunſch beſteht, 
ein ſolches Bild zu beſitzen, haben wir uns entſchloſſen, Sonderdrucke herzuſtellen. 


Die Bildwiedergabe erſcheint auf echt Bütten 
im Format 19 22,5 zum Preiſe von 1,50 RM. 
inkl. Porto und Verpackung. 


Wir bitten, ſofort zu beſtellen, 
da die Auflage nur klein iſt. 


ZENTRALVERLAG G. m. b. H., BERLIN W35, Potsdamer Straße 41 


Postscheckkonto Berlin 78995 


DIE DEUTSCHEN 


UNTER DER 


POLNISCHEN 
HERRSCHAFT 


von 


POLONICUS 


80 Selten / Kartoniert / Mark 250 


In dieser mit außerordentlicher Beherrschung des gesamten 
Tatsachenmaterials unterbauten Schrift herrscht der Geist 
der Sachlichkeit und Friedfertigkeit, der zwar daran nicht 
vorübergehen kann, daß die Grenzziehung zwischen Polen 
und Deutschland ungerecht, unhaltbar, ja unerträglich ist, 
der jedoch betont, daß beide Reiche als Nachbarstaaten auch 
gemeinsame Interessen, insbesondere auf wirtschaftlichem 
Gebiet haben. Wenn Polen, so heißt es in der Einleitung 
wörtlich, von seinem schrankenlosen inneren Chauvinismus 
abgebracht wird, so ist ein großer Schritt auf dem Wege 
der Entspannung der deutsch-polnischen Beziehungen, der 
inneren Konsolidierung Polens und der weiteren Befriedung 
Europas getan. Im Schluß wort wird dem Deutschtum in 
Polen als einer sich immer mehr organisierenden, ihrer 
eigenen Kultur bewußt werdenden nationalen Minderheit, 
die Versicherung gegeben, daß sich ihnen das Gesamt- 


clen ich suche! 


Ich brauche einen Menschen mit guten Sprachkenntnissen, denn mein Auslands- 
geschäft wächst von Tag zu Tag. Ich bin überzeugt, Sie werden mich zufriedenstel- 
len, denn Ihr Diplom zeigt mir, daß Sie gründliche Sprachkenntnisse besitzen. 


Wie würden Sie in ein. solch. Situation Schon heute biet. sichgünst. Aus- 
abschneiden ? Würde Ihr Besuch den sicht., gute Stellg.. bess. Einkom- . 
gleich. Erfolg hab.? Bedenken Sle: von men durch Sprachkenntnisse zu 5 
Monat zu Monat wächst in Handelund erlangen. Lernen Sie dah. jetzt . 
Industrie d. Bedarf a. sprachkund. Mit- e, fremd. Sprache — es lohnt #7 
arbeitern u. Sie werden in den kom- sich! Selbst bei einfacher 
menden Jahren öfter denn je nach Schulbildg. wird es Ihnen Ich 
Sprachkenntnissen gefragt werden. leicht fallen, wenn Sie die 


ersuche deutschtum stets innerlich verbunden weiß. 
Methode Toussaint-Langenscheildt um Möge durch reiche Verbreitung dieser äußerst lesenswerten 
zum Lehrmeister wählen. 4 5 2 — an a 5 8 nen et — ee 
Sie lehrt in lelchtf. Weise id. fremd. Sprach. so gr „ das 7 Ba r haben wenig objektive er tiber 
Sie 3 wie d. Ausländ. a les. u. schr.; sie ist unterh. u. „Heiniatdienst‘ den deutsch-polnischen Konflikt. ieses vorliegende 


interr., denn d. Lehrst. ist. d. fremd. Literat. entnommen angebotenen 
er schild. Handel u. Wandel in fremd. Land. —Am Schluß Probe-Lektion der 
d. Unterr. könn. Sie sich ein. Prüf. unterzieh. Das Di- F 
plom d. Methode Toussaint-Langenscheid erleichtert - 5 
Innen d. Nachw. Ihrer Kenntnisse. — Überzeug. Sie „ Sprache, kostenlos, porto- 
sich selbst v. d. Güt. dies. Method.: Sie erh. kostl. £ frei und unverbindlich, 
u.unverb. eine Probelektion, w. Sie d. nebensteh. x 

Abschn. ausgef. als Drucks. (5 Pf. Port.) an d. 5 Name:. — 
Verlag schicken. Tun! Sie es ab. heute noch! Berat 
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Werk sollte nicht nur in Deutschland, sondern 
in Polen selbst eifrige Leser finden. 


Durch jede Buchhandlung zu beziehen 
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